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Bekanntmachung 

der Neufassung der Telegrammordnung 
Vom 26. Februar 1974 


Auf Grund des Artikels 9 in Verbindung mit Arti¬ 
kel 4 Nr. 1 der Zweiten Verordnung zur Änderung 
der Fernmeldeordnung vom 12. Februar 1974 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 185) wird nachstehend der Wort¬ 
laut der Telegrammordnung in der vom 1. September 
1974 an geltenden Fassung bekanntgegeben, wie sie 
sich aus der oben angeführten Änderungsverordnung 
und der Verordnung zur Änderung der Bedingun¬ 
gen und Gebühren für die Benutzung der Einrich¬ 
tungen des Fernmelde Wesens vom 5. Mai 1971 (Bum 
desgesetzbl.l S. 453), der Verordnung zur Anpas¬ 
sung von Benutzungsverordnungen an die Neufas¬ 
sung der Fernmeldeordnung und die Neufassung 
der Verordnung über Gebühren für den Fern¬ 
schreib- und den Datexdienst vom 8. Juni 1971 
(Bundesgesetzbl. I S, 806) und der Ersten Verord¬ 
nung zur Änderung der Fernmeldeordnung vom 
7. März 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 306) ergibt. 

Die Rechtsvorschriften sind auf Grund des § 14 
des Pos-tverwaltungsge setze s vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) erlassen worden und gel¬ 
ten nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin¬ 
dung mit § 37 des Poistverwaltungsgesetzes auch im 
Land Berlin. 


Bonn, den 26. Februar 1974 


Der Bundes minister 
für das Post- und Fernmeldewesen 
Horst Ehmke 
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Telegrammordnung (TO) 


Inhaltsübersicht 


§ 

Beförderung von Telegrammen . 1 

Dienststunden . 2 

Einteilung und Rangfolge der Telegramme . 3 

Allgemeine Erfordernisse der Telegramme . 4 

Aufgabe von Telegrammen . 5 

Wortzählung . 6 

Gebühren . 7 

Dringende Telegramme. 8 

Telegramme mit bezahlter Antwort . 9 

Telegramme mit Vergleichung. 10 

Telegramme des Geldverkehrs . 11 

Bild tel eg ramme . 12 

Funkte] egram me . 13 

Schm uckb 1 a 11e 1 eg ra m m e . 14 


§ 1 

Beförderung von Telegrammen 

(1) Jedermann hat das Recht auf Beförderung von 
Telegrammen auf den für den öffentlichen Tale- 
grammdienst bestimmten Anlagen der Deutschen 
Bundespost. Die Deutsche Bundespost hat das 
Recht, den Dienst zeitweise ganz oder zum Teil für 
alle oder für bestimmte Gattungen von Telegram¬ 
men einzustellen. 

(2) Privattelegramme, deren Inhalt erkennbar ge¬ 
gen straf gesetzliche Bestimmungen, das öffentliche 
Wohl oder die guten Sitten verstößt, werden zu¬ 
rückgewiesen oder nicht weit er üb ermittelt. Hier¬ 
über entscheidet das Aufgabe-, Durchgangs- oder 
Bestimmung samt. Bei Staats tel eg rammen steht den 
Tele grafendien st st eilen eine Prüfung der Zulässig¬ 
keit des Inhalts nicht zu. 

(3) Das Bestimmung samt darf Telegramme an Te¬ 
legrafenagenturen anh alten, die sich offenkundig 
mit der telegrafischen Weitergabe von Telegram¬ 
men zu dein Zwecke befassen, Telegramme Dritter 
der Zahlung der vollen Gebühren zu entziehen, die 
bei unmittelbarer Übermittlung vom Aufgabeort an 
den eigentlichen Bestimmungsort entstehen wür¬ 
den. 

(4) Soweit Agenturen, die sich mit dieser verbote¬ 
nen telegrafischen Weitergabe von Telegrammen 
befassen, bekannt sind, haben schon die Aufgabe¬ 
amt er keine Telegramme an sie anzunehrnen. 

(5) Verfährt ein Durchgangs- oder das Bestim¬ 
mungsamt nach Absatz 2, 3 oder 4, so muß es unver¬ 
züglich das Auf gäbe amt davon verständigen. 


§ 

Nachsendung von Telegrammen . 15 

Berichtigungstelegramme . 16 

Zurückziehung von Telegrammen .. 17 

Zustellung der Telegramme am Bestimmungsort .... 18 

Unzustellbare Telegramme . 19 

Telegrammabschriften, Nachforschungen. 20 

Haftpflicht. 21 

Erstattung von Gebühren. 22 

Geltungsbereich . 23 

Anlagen 

Telegrammgebühren Vorschriften (TGV) . A 

Gebührenpflichtige Dienstvermerke . B 


§2 

Dienststunden 

Die Deutsche Bundespost setzt die Zeiten fest, 
während deren die Telegrafendienststellen zur Be¬ 
nutzung geöffnet sind. 

§3 

Einteilung und Rangfolge der Telegramme 

(1) Die Telegramme werden ein ge teilt 

1. nach der Herkunft in 

a) Staatstelegramme, 

b) Telegrafendiensttelegramme, 

c) Privattelegramme, 

2. nach der Abfassung in 

a) Telegramme in offener Sprache, 

b) Telegramme in geheimer Sprache. 

(2) Bei der Übermittlung und Zustellung haben 
die Staatstelegramme, die als solche gekennzeich¬ 
net sind, vor den übrigen Telegrammen, die Tele¬ 
graf endiensttelegramme vor den Privattelegrammen 
den Vorrang. 

(3) Telegramme in offener Sprache sind solche, 
deren Text und Unterschrift aus Wörtern und Aus¬ 
drücken bestehen, die in einer oder in mehreren der 
für den internationalen Telegramm verkehr zugelas¬ 
senen Sprachen einen verständlichen Sinn geben, 
wobei jedes Wort und jeder Ausdruck in dem Sinne 
angewandt werden, der ihnen in der Sprache, der 
sie angehören, für gewöhnlich bei gelegt wird. 
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(4) Die Deutsche Bundespost macht öffentlich be¬ 
kannt, 'welche Sprachen sie außer der deutschen für 
Telegramme in offener Sprache zuläßt. 

(5) Eiin Telegramm behält seine Eigenschaft als 
Telegramm in offener Sprache, wenn in ihm enthal¬ 
ten sind: 

1. in Buchstaben oder in Ziffern geschriebene Zah¬ 
len, Gruppen aus Buchstaben oder aus Ziffern 
oder Gruppen aus Ziffern und Zeichen, sofern 
diese Zahlen, Gruppen und Zeichen keine ge¬ 
heime Bedeutung haben; 

2. Eigennamen und vereinbarte Telegramm-Kurz- 
anschriften; 

3. abgekürzte Bezeichnungen von Organisationen 
und Geschäftsuntemehmen in Form von Buch¬ 
staben, die zu einer Gruppe zusammengefaßt 
sind; 

4. Handelsmarken, Fabrikmarken, Warenbezeich¬ 
nungen, gebräuchliche technische Ausdrücke 
zur Bezeichnung von Maschinen oder Maschi¬ 
nenteilen, Bezugsnummern oder Bezugsangaben 
und andere gleichartige Ausdrücke, wenn alle 
diese Angaben und Bezeichnungen in einem der 
Öffentlichkeit zugänglichen Katalog, einer 
Preisliste, einem Frachtbrief oder in ähnlichen 
Schriftstücken Vorkommen; 

5. Gruppen, die Haus- und Wohnungsnummern be¬ 
zeichnen, Kennzeichen von Kraftfahrzeugen, 
von Schiffen, Luftfahrzeugen und Eisenbahnzü- 
gen sowie Flug- und Fahrtnummern; 

6. Gruppen, die Geldbeträge, Ordnungszahlen, 
Zeitangaben, Börsen- und Marktkurse, wissen¬ 
schaftliche Formeln, Wetterbeobachtungen oder 
-vorher sagen darste 1 len; 

7. abgekürzte Ausdrücke, wie sie im gewöhnli¬ 
chen oder im Handelsschriftverkehr gebraucht 
werden; 

8. ein Kennwort von höchstens fünf Buchstaben 
oder eine Kennzahl von höchstens fünf Ziffern 
Länge am Anfang des Textes. 

Die unter den Nummern 3 bis 7 auf geführten Grup¬ 
pen und Ausdrücke können aus Buchstaben, Zif¬ 
fern, Zeichen oder einer Mischung daraus bestehen. 

(6) In Telegrammen der offenen Sprache sind 
sprachwidrige Zusammenziehungen oder sprach¬ 
widrige Veränderungen von Wörtern der offenen 
Sprache nicht zu gelassen. 

(7) Telegramme in geheimer Sprache sind solche, 
deren Text oder Unterschrift ein oder mehrere 
Wörter der geheimen Sprache enthält, 

(8) Zur geheimen Sprache gehören: 

1. künstlich gebildete Wörter von höchstens fünf 
Buchstaben Länge; 

2. arabische Ziffern oder Gruppen aus arabischen 
Ziffern mit geheimer Bedeutung; 

3. wirkliche Wörter, die zu einer oder mehreren 
der für den internationalen Telegramm verkehr 


zu gelassenen Sprachen gehören, die jedoch eine 
andere Bedeutung haben, als ihnen üblicher¬ 
weise beigelegt wird, und die daher keine ver- 
ständhehen Sätze ergeben; 

4. andere Wörter oder Ausdrücke, die die für die 
offene Sprache festgesetzten Bedingungen nicht 
erfüllen. 

Wörter und Ausdrücke der geheimen Sprache dür¬ 
fen keine akzentuierten Buchstaben enthalten. Jeg¬ 
liche Mischung von Buchstaben, Ziffern oder Zei¬ 
chen innerhalb einer Gruppe mit geheimer Bedeu¬ 
tung ist unzulässig. 

(9) Die Absender von Telegrammen in geheimer 
Sprache haben auf Verlangen den oder die benutz¬ 
ten Kode vorzulegen. Absender von Staatstelegram¬ 
men sind von dieser Verpflichtung befreit. 

(10) Der Text und die Unterschrift eines Tele¬ 
gramms können in offener Sprache oder in gehei¬ 
mer Sprache abgefaßt sein. Diese Sprachen können 
in demselben Telegramm nebeneinander verwendet 
werden. 

§4 

Allgemeine Erfordernisse der Telegramme 

(1) Die Urschrift jedes Telegramms muß leserlich 
in solchen Buchstaben oder Zeichen geschrieben 
sein, die sich durch die Anlagen der Deutschen 
Bundespost wiedergeben lassen; es soll Druck¬ 
schrift verwendet werden. Einschaltungen, Randzu¬ 
sätze, Streichungen und Überschreibungen hat der 
Absender oder sein Beauftragter auf der Urschrift 
anzuerkennen. 

(2) Die einzelnen Teile eines Telegramms müssen 
in nachstehender Ordnung aufeinanderfolgen: 

1. gebührenpflichtige Dienstvermerke, 

2. Anschrift, 

3. Text, 

4. Unterschrift. 

(3) Für eine Reihe gebührenpflichtiger Dienstver¬ 
merke sind bestimmte, zwischen Doppel striche zu 
setzende Abkürzungen anzuwenden, die in den 
nachfolgenden Einzelbestimmungen und in Anla¬ 
ge B aufgeführt sind. 

(4) Die Anschrift muß alle Angaben enthalten, die 
für die Zustellung des Telegramms ohne Nachfor¬ 
schungen und Rückfragen nötig sind. Sie muß aus 
wenigstens zwei Wörtern bestehen. Das Bestim¬ 
mungsamt ist stets an den Schluß der Anschrift zu 
setzen. Für seine Schreibweise sind die amtlichen 
Ve r z e ichnisse maß g ebend. 

(5) Die besondere Form der Anschrift für Tele¬ 
gramme, die über Fernsprechanschluß, Tel ex an- 
Schluß oder durch Postfach zugestellt werden sol¬ 
len, wird durch die Deutsche Bundespost festgesetzt 
und bekanntgegeben. 

(6) Der Absender trägt die Folgen der Unvollstän¬ 
digkeit der Anschrift. 
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(7) Telegramme mit der Bezeichnung postlagernd 
können eine aus Buchstaben, oder aus Zahlen oder 
aus Buchstaben und Zahlen gebildete Anschrift tra¬ 
gen; sie werden dann aber nur auf Gefahr des Ab¬ 
senders angenommen. Pos 11 agerade Telegramme er¬ 
halten den gebührenpflichtigen Dienistvermerk 
= GP 

(8) Anstatt des vollen Namens des Empfängers 
und der Wohnungs angabe kann der Absender eine 
Telegramm-Kurzcinschrifl anwenden, wenn der 
Empfänger sie mit der Deutschen Bundespost ver¬ 
einbar! hat. 

(9) Tel eg ramm -Kur za n schritten werden minde¬ 
stens für ein Jahr vereinbart. Die Vereinbarung gilt 
bis zum Ende des in Betracht kommenden Kalender¬ 
monats. Die Gebühren sind vom Inhaber der Tele- 
grani.ni-Kur/an sehri ft monatlich fern voraus zu ent¬ 
richten. 

(10) Wird di he Vereinbarung nicht einen Monat 
vor AMauf schriftlich gekündigt, so verlängert sie 
sich auf unbestimmte Zeit und kann mir zum Ende 
eines Monats mit einmonatiger Frist schriftlich ge¬ 
kündigt werden. Die Deutsche Bundespost ist je¬ 
doch berechtigt, jederzeit mit einmonatiger Frist zu 
kündigen, wenn die Telegramm-Kurz anschrift nicht 
mehr jeden Zweifel und jede Verwechslung bei der 
Zustellung ausschließt oder ihre Anwendung sonst 
zu Unzuträglichkeiten führt. 

(11) Bei vorzeitiger Aufgabe der Vereinbarung 
kann die Deutsche Bundespost verlangen, daß die 
monatlichen Gebühren bis zum Ablauf der Jahres¬ 
frist in einer Summe gezahlt werden. 

(12) In Telegrammen des Geldverkehrs dürfen zur 
Bezeichnung des Geldempfängers keime Tele¬ 
gramm-Kurz a n s c h ri 11 en be nutzt w e rd e n. 

(13) Telegramme, die nur die Anschrift enthalten, 
sind unzulässig. 

(14) Eine Unterschrift ist nicht erforderlich. Der 
Absender kann die Beglaubigung seiner Unter- 
schrift in das Te 1 egramm aufnehrnen 1 as s en. 

§5 

Aufgabe von Telegrammen 

(1) Telegramme können aufgegeben werden: 

1. bei den Telegrafendienststellen und bei den zur 
Anna h m e e rm ä chti g ten P exs td i en st st eil en am 
Schalter, 

2. über Fernsprechanschluß oder über Telexan¬ 
schluß bei der dafür vorgesehenen Dienststelle, 

3. durch Mitgabe an die Telegramm- und die 
Landzustel 1 er auf e I nein Zustel 1 gange. 

(2) Über die Aufgabe nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 
wird auf Verlangen eine Bescheinigung erteilt. 


§6 

Wortzälilung 

(1) Alles, was auf Veranlassung des Absenders 
übermittelt wird, wird bei der Gebührenberechnung 
gezählt. Die Doppelselbstlaute ä, ö und ü, das ch 
und das ß gelten als je zwei Buchstaben. 

(2) Das Aufgabe amt, der Tag, die Stunde und die 
Minute der Aufgabe werden von Amts wegen in die 
für den Empfänger bestimmte Telegrammausferli- 
gumg eingetragen. Nimmt der Absender solche An¬ 
gaben in sein Telegramm auf, so werden sie bei 
der Wortzählung mit gerechnet. 

(3) Jedes Wort, das in einem Wörterbuch der zu- 
gelassenen Sprachen enthalten ist, sowie jedes 
Wort des allgemeinen Sprachgebrauchs und jede 
zulässige Zusammenfassung von Wörtern wird bis 
zu 15 Buchstaben als ein Gebührenwort gezählt. Bei 
längeren Wörtern oder längeren zulässigen Zusam¬ 
menfassungen von Wörtern werden je 15 Buchsta¬ 
ben als ein Gebührenwort gezählt; jeder verblei¬ 
bende Überschuß zählt als ein weiteres Gebühren¬ 
wort. 

(4) Für alle Gruppen und Ausdrücke, die aus 
Buchstaben, Ziffern und Zeichen gebildet sind, so¬ 
wie Wörter, die den im Absatz 3 genannten Bedin¬ 
gungen nicht entsprechen, werden so viele Gebüh¬ 
renwörter gezählt, als sie je fünf Buchstaben, Zif¬ 
fern oder Zeichen enthalten, dazu ein Gebühren¬ 
wort mehr für jeden Überschuß. 

(5) Unabhängig von den Regeln nach den Absät¬ 
zen 3 und 4 werden als je ein Gebührenwort ge¬ 
zählt: 

1. die Abkürzungen für gebührenpflichtige Dienst¬ 
vermerke (Anlage B), 

2. alle einzeln stehenden Buchstaben, Ziffern und 
Zeichen, 

3. die beiden Klammerzeichen und die beiden An¬ 
führungszeichen, wenn sie ein Wort oder meh¬ 
rere Wörter oder Gruppen einschldeßen, 

4. in der Anschrift die Bezeichnung der Bestim¬ 
mungs-Telegraf endienststelle, wenn sie so wie 
in den amtlichen Verzeichnissen für den Tele¬ 
grammdienst geschrieben ist. 

(6) Entscheidend ist die Wortzählung des Aufgabe- 
amts. 

§7 

Gebühren 

(1) Die Gebühren sind in der Anlage A — Tele¬ 
grammgebührenvorschriften (TGV) — festgelegt. 
Sie sind in der Regel bei der Aufgabe der Tele¬ 
gramme bar zu entrichten, 

(2) Bei der Aufgabe zuwenig berechnete Gebüh¬ 
ren werden nacherhoben. 

(3) In besonderen, durch die Telegrammordnung 
bestimmten Fällen können Gebühren auch nach¬ 
träglich und beim Empfänger eingezogen werden. 

(4) Die Deutsche Bundespost kann nach Verein¬ 
barung die Gebühren stunden. 
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§ 8 

Dringende Telegramme 

Der Absender eines Privaltelegramms kann durch 
den gebührenpflichtigen Dienstvermerk = D = für 
sein Tel eg ra nun den Vorrang vor den anderen Pri- 
vattelegrammen bei der Übermittlung und Zustel¬ 
lung verlangen. 

§9 

Telegramme mit bezahlter Antwort 

(1) Der Absender eines Telegramms kann eine 
Antwort durch ein Telegramm voraiusbezahlen. Der 
gebührenpflichtige Dienst vermerk hierfür lautet 
— RP .. . unter Hinzufügung des vorausbezahlten 
Betrages in Deutscher Mark, z. B. ^ RP 4,20 =. 

(2) Das Bestimmungsamt übersendet dem Empfän¬ 
ger mit der Telegr amm ausf er tigung einen Schein, 
der dazu berechtigt, binnen drei Monaten vom Tag 
seiner Ausfertigung in den Grenzen der vorausbe¬ 
zahlten Antwortgebühr bei einem beliebigen Amt 
ein Telegramm irgendwohin ohne Gebührenzahlung 
auf zu geben. 

(3) Wenn die Gebühr den vorausbezahlten Betrag 
übersteigt, hat der Absender des Antworttele- 
gramms den Mehrbetrag zuzuzahlen. 

§ 10 

Telegramme mit Vergleichung 

Der Absender eines Telegramms kann durch den 
gebührenpflichtigen Dienstvermerk =» TC = Ver¬ 
gleichung des Telegramms verlangen. Sie besteht 
darin, daß das Telegramm zwischen jeder gebenden 
und nehmenden Telegrafendienststelle vollständig 
wiederholt und die Wiederholung verglichen wird. 

§ 11 

Telegramme des Geldverkehrs 

Die Bestimmungen über telegrafische Postanwei¬ 
sungen sind in der Postordnung, die über telegrafi¬ 
sche Zahlkarten, Überweisungen und Zahlungsan¬ 
weisungen in der Postscheckordnung enthalten. Te¬ 
legramme des Geldverkehrs dürfen bei Eisenbahn¬ 
telegrafendienststellen nicht auf gegeben werden. 

§ 12 

Bildtelegramme 

(1) Die telegrafische Übermittlung einer Bildvor¬ 
lage geschieht als Bildtelegramm. Die Bildvorlagen 
müssen für die bildtelegrafische Übermittlung ge¬ 
eignet sein. Ungeeignete Bildvorlagen werden nur 
auf Gefahr des Absenders übermittelt. 

(2) Die Deutsche Bundespost bestimmt, bei wel¬ 
chen ihrer Dienststellen und bis zu welchen Höchst¬ 
maßen Bildtelegramme aufgegeben werden können. 


(3) Die Bildvorlagen dürfen die festgesetzten 
Höchstmaße nicht überschreiten; innerhalb dieser 
Grenzen sind beliebige, rechteckige Abmessungen 
zugelassen. Größere Bildvorlagen müssen vom Auf¬ 
lieferer zerlegt werden; die Bildteile werden für 
sich als einzelne Bildtelegramme berechnet und 
übermittelt. Die Anschrift und die Dienstvermerke 
werden gebührenfrei übermittelt. 

(4) Die näheren Bestimmungen über Bildtele¬ 
gramme enthält das Gebührenbuch für Telegramme. 

§ 13 

Funktelegramme 

(1) Funktelegramme sind Telegramme, die von 
einer Seefunkstelle ausgehen oder an eine solche 
gerichtet sind und die ganz oder streckenweise auf 
dem Funkwege übermittelt werden. Seefunkstellen 
im Sinne dieser Verordnung sind die von der Deut¬ 
schen Bundespost genehmigten und der Abwick¬ 
lung des öffentlichen Seefunkverkehrs dienenden 
Funkstellen auf Schiffen. 

(2) Als Funktelegramme sind zugelassen: 

1. Staatsfunktelegramme, 

2. gewöhnliche und dringende Funktelegramme, 

3. Festtagsfunktelegramme, 

4. Funktelegramme mit Sammelrufzeichen, 

5. Dienstsprüche. 

(3) Als gebührenpflichtige Dienstvermerke sind 
zugelassen: 

1. von und nach See = D ==, = RPx ~, — TC = 
und = SF =; 

2. von See = GP = und — LXx =. 

(4) Zu Ostern, Pfingsten, Weihnachten, Neujahr 
und zum Muttertag können Festtagsfunktele¬ 
gramme, deren Inhalt sich auf das betreffende Fest 
beziehen muß, in der Zeit von 21 Tagen bis drei 
Tage vor dem Festtag auf gegeben werden. Sie wer¬ 
den, soweit möglich, erst am Festtag zugestellt. 
Festtagsfunktelegramme erhalten den gebühren¬ 
pflichtigen Dienstvermerk = SF =. Außer = Lx = 
für Festtagsfunktelegramme von See sind keine 
weiteren gebührenpflichtigen Dienstvermerke zuge¬ 
lassen. 

(5) Soweit Funktelegramme mit Vorrang zu be¬ 
handeln sind, beschränkt sich der Vorrang auf den 
Landweg. 

(6) Funktelegramme mit Sammelrufzeichen die¬ 
nen der Übermittlung von Nachrichten über Ange¬ 
legenheiten des Schiffs- oder Funkbetriebes an be¬ 
stimmte Gruppen von Schiffen. Der Inhalt der Funk¬ 
telegramme mit Sammelrufzeichen muß für sämt¬ 
liche Schiffe bestimmt sein, deren Seefunkstellen 
unter demselben Rufzeichen zusammengefaßt sind. 
Sammelrufzeichen sind auf Antrag zuzuteilen: 
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1. Dienststellen, die mit der Wahrnehmung hoheit¬ 
licher Aufgaben auf dem Gebiet der See schiff - 
fahrt betraut sind; 

2. Schiffahrtsunlernelimen für die Gesamtheit oder 
f ü r bes t i m tu 1 e C r u ppen i h rer Schi ff e. 

Anderen. Stellen können Sanimclrufzeichen bei 
Nachweis eines (hingenden Bedürfnisses zugeteilt 
werden, falls die Inhaber der in dem Sammelrufzei- 
cheu bezeichneten Se e 1 unksteilen zustimmen. Im 
übrigen gelten die Vor sch rillen des § 4 Abs. 9 bis 11 
über Tc I eg ram m - K u rz<i n sch ri 1 ton si nngemäß. Funk- 
telegramme mit Sammelrufzeichen können nur bei 
den Küstenfunk siel len auf gegeben werden; zur 
Aufgabe ist nur der Inhaber des Sa.rnmelirufzeichens 
berechtigt. In einem Hinweis hat der Absender die 
Anzahl der Aussen düngen und die Empfangsgebiete 
anzu geben. 

(7) Bei Funk Telegrammen nach See muß die An¬ 
schrift neben den für die Zustellung an Bord not¬ 
wendigen Angaben die Namen der Bestimmungs- 
Seefunkstelle und der Küstenfunkstelle, die das 
Funktelegramm übermitteln soll, enthalten. Bei 
Funkte,leg r am men in it Sa rn m el ruf Zeichen besteht 
die Anschrift aus dem SammeirufZeichen und dem 
Namen der Küsfcnfunkstelle. Bei Funktelegrammen 
zwischen zwei Schiffen entfällt der Name der Kü¬ 
stenfunkstelle, wenn das Funktelegramm nicht auf 
Verlangen, des Absenders über eine Küstenfunk¬ 
stelle zu leiten ist. Verlangt jedoch der Absender 
die Beteiligung von Küstenfunkstellen, so muß der 
Name der Küstenf unk stelle, die das Funktelegramm 
der B esi im mungs-Seefunks teile zuführen soll, in die 
Ans chrift au f g e n am me n w erde n. 

(8) Die Namen der Seefunkstelle und der Küsten¬ 
funks teile in der Anschrift zählen als je ein Gebüh¬ 
renwort, wenn sie mit der Schreibweise in den amt¬ 
lichen Verzeichnissen übereinstimmen. 

(9) Funktelegramme nach See können auch un¬ 
mittelbar bei der für die Funkübermittlung zustän¬ 
digen Küstenfunkstelle über Telexanschluß a/ufge¬ 
geben werden. 

(10) Funktelegramme werden im wechselseitigen 
Funkverkehr übermittelt. Funk Telegramme werden 
im einseitigen Funkverkehr nur an Seefunkstellen 
übermittelt, die für die Teilnahme am einseitigen 
Funkverkehr zugelassen sind. Diese Funktele¬ 
gramme werden zu bestimmten, von der Deutschen 
Bundespost festgesetzten Zeiten ausgesendet. Ein 
Funktclegramin ist übermittelt, wenn die Küsten¬ 
funkstelle oder die Aufgabe-Seefunkisteile die Emp¬ 
fangsbestätigung erhalten hat. Ohne Empfangsbe¬ 
stätigung gelten als übermittelt: 

1. Funktelegramme mit Sammelrufzeichen, wenn 
sie dem Verlangen des Absenders entsprechend 
von der Küstenfunks teile ausgesendet worden 
sind, 

2. Funktelegramme an Seefunkstellen ohne Sende¬ 
funkanlage, wenn sie zu den auf den Eingang 
bei der Küstenfunk stelle folgenden drei Sende¬ 
zeiten ausgesendet worden sind. 


Die Deutsche Bundespost bestimmt bei Funktele¬ 
grammen nach See die Bereithaltefristen und das 
Verfahren über die Benachrichtigung des Absen¬ 
ders. 

(11) Kann ein Funktelegramm der Bestimmungs- 
Seefunkstelle nicht übermittelt werden, so wird 
dem Absender auf Antrag die Bordgebühr erstattet. 

(12) In die Fristen nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 werden 
bei Funktelegrammen die für die Funkübermittlung 
aufgewendete Zeit sowie die Lagerzeit bei einer 
Küsten- oder Seefunkstelle nicht eingerechnet. 

§ 14 

Schmuckblattelegramme 

(1) Der Absender eines Telegramms kann durch 
den gebührenpflichtigen Dienstvermerk = LX = 
verlangen, daß sein Telegramm auf einem künstle¬ 
risch ausgeführten Formblatt — Schmuckblatt — 
zugestellt wird. 

(2) Ebenso kann der Empfänger bei seinem Zu¬ 
stellamt beantragen, daß für ihn eingehende Tele¬ 
gramme auf Schmuckblatt ausgefertigt werden. 

(3) Schmuckblattelegramme sind nach dem Aus¬ 
land nur für bestimmte Länder zugelassen. 

(4) Schmuckblätter können auch zu Sammelzwek- 
ken abgegeben werden. 

§ 15 

Nachsendung von Telegrammen 

(1) Der Absender eines Telegramms kann durch 
den gebührenpflichtigen Dienstvermerk = FS = 
verlangen, daß das Telegramm nach einem vergeb¬ 
lichen Versuch der Zustellung telegrafisch nachge¬ 
sandt wird. 

(2) Will der Absender in solchen Fällen vor¬ 
schreiben, wohin das Telegramm nachzusenden ist, 
so fügt er dem *= FS = die anderweitige Ortsan¬ 
gabe bei; er kann auch mehrere Bestimmungsorte 
angeben, an die das Telegramm nacheinander über¬ 
mittelt werden soll. 

(3) Bei der Aufgabe eines FS-Telegramms werden 
zunächst nur die Gebühren für die erste Übermitt¬ 
lung erhoben, wobei die ganze Anschrift in die 
Wortzahl einzurechnen ist. Für jede Nachsendung 
an einen neuen Bestimmungsort sind die Gebühren 
nach der Zahl der jedesmal übermittelten Wörter 
besonders zu berechnen und beim Empfänger einzu¬ 
ziehen. 

(4) Ein Telegramm kann auch auf Antrag des 
Empfängers oder eines zur Empfangnahme von Te¬ 
legrammen für ihn berechtigten Dritten nachge- 
sandt werden. Solche Anträge sind schriftlich zu 
stellen. Die Gebühr für die telegrafische Nachsen- 
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düng ist nach Absatz 3 zu berechnen und beim Emp¬ 
fänger einzuziehen, kann aber für die beantragte 
Nachsendung auch vom Antragsteller sogleich ent¬ 
richtet werden. Für Nachsendungsgebühren, die 
von dem Zustellamt beim Empfänger nicht eingezo¬ 
gen werden können, haftet der Antragsteller. 

(5) Telegramme, deren telegrafische Nachsen¬ 
dung nicht ausdrücklich verlangt ist, werden, wenn 
die neue Anschrift bekannt ist, regelmäßig mit der 
Post nachgesandt, es sei denn, daß die Aufbewah¬ 
rung bei dem Zustellamt gewünscht worden ist. Pri¬ 
vattelegramme können auch ohne besonderen An¬ 
trag telegrafisch nachgesandt werden, wenn nicht 
ausdrücklich briefliche Nachsendung gewünscht 
worden ist und wenn nach dem Ermessen des Tele¬ 
grafenamts das Telegramm bei brieflicher Nachsen¬ 
dung seinen Zweck verfehlen würde. Die für die 
Nachsendung entstehenden Gebühren werden beim 
Empfänger eingezogen; bei Zahlungsverweigerung 
haftet der Absender nicht. 

(6) Von der Nachsendung mit der Post wird der 
Absender durch ünzustellbarkeitsmeldung telegra¬ 
fisch verständigt. 

(7) Staats- und Diensttelegramme werden auch 
ohne Antrag telegrafisch nachgesandt, wenn der 
neue Aufenthaltsort des Empfängers bekannt ist 
und dieser nicht briefliche Nachsendung verlangt 
hat. 

§ 16 

Berichtigungstelegramme 

(1) Der Absender und der Empfänger eines über¬ 
mittelten Telegramms oder deren Bevollmächtigte 
können nach gehörigem Ausweis innerhalb der 
Zeit, in der die Telegramme und die zugehörigen 
Belege, die die Aufgabe, die Übermittlung und die 
Zustellung betreffen, aufbewahrt werden, durch ge¬ 
bührenpflichtigen Dienstspruch Auskunft über das 
Telegramm verlangen, das Telegramm durch das 
Aufgabe-, das Bestimmungs- oder ein Durchgangs¬ 
amt vollständig oder teilweise wiederholen lassen 
oder auch über ein in der Übermittlung befindliches 
Telegramm Bestimmung treffen. 

(2) Die Mitteilungen über schon übermittelte Te¬ 
legramme können auch durch gewöhnlichen oder 
eingeschriebenen Brief geschehen. 

§17 

Zurückziehung von Telegrammen 

(1) Der Absender eines Telegramms oder sein Be¬ 
vollmächtigter kann es nach gehörigem Ausweis 
zurückziehen oder auf dem Übermittlungsweg an- 
halten lassen, wenn dazu noch Zeit ist. 

(2) Zieht ein Absender sein Telegramm zurück, 
bevor die Übermittlung begonnen hat, so wird ihm 
die Gebühr nach Abzug einer Schreibgebühr zu¬ 
rückgezahlt. 


(3) Hat das Aufgabeamt das Telegramm bereits 
weitergegeben, so kann es der Absender nur tele¬ 
grafisch durch einen gebührenpflichtigen Dienst¬ 
spruch des Aufgabeamts an das Bestimmungsamt 
zurückziehen. Außer der Gebühr für den Dienst¬ 
spruch hat der Absender die Gebühr für eine tele¬ 
grafische Antwort auf diesen Dienstspruch zu ent¬ 
richten. Das Amt, das das Telegramm anhält, be¬ 
nachrichtigt davon telegrafisch das Aufgabeamt. 

(4) Ist das Telegramm dem Empfänger bereits zu¬ 
gestellt, so wird das Aufgabeamt in gleicher Weise 
benachrichtigt. Außerdem wird der Empfänger von 
dem Zurückziehungsantrag verständigt, wenn nicht 
der Absender anders bestimmt hat. 

§ 18 

Zustellung der Telegramme am Bestimmungsort 

(1) Die Telegramme werden nach der Ankunft bei 
dem Bestimmungsamt verschlossen und in der Rei¬ 
henfolge ihrer Aufnahme und nach ihrer Rangfolge 
zugestelit. Als Zustellung gilt auch Einlegen in das 
Postfach, Abgabe der postlagernden Telegramme an 
die Lagerstelle und Übermittlung über Fernsprech- 
oder Telexanschluß. Die Zustellung über Fernsprech¬ 
anschluß geschieht nur im Einverständnis mit 
dem Empfänger oder einem nach Absatz 10 zur 
Empfangnahme Berechtigten. Telegramme werden 
während der Öffnungszeiten der Zustell-Telegrafen- 
dienststelle zugestellt; Privattelegramme jedoch 
nicht vor 6 Uhr und nicht nach 22 Uhr, es sei denn, 
sie tragen den Vermerk = D =. 

(2) Die Deutsche Bundespost kann beim Vorlie¬ 
gen zwingender Gründe von einer Zustellung der 
Telegramme durch besonderen Boten absehen und 
die Telegramme den Empfängern wie gewöhnliche 
Briefe zuleiten. Macht sie von diesem Recht Ge¬ 
brauch, so wird der Absender durch Diensttele- 
gramm von der Abgabe seines Telegramms an die 
Post verständigt. 

(3) Die Ausfertigungen der über Fernsprechan¬ 
schluß zugestellten Telegramme werden dem Emp¬ 
fänger mit der Post als gewöhnliche Briefe über¬ 
sandt. Diese Übersendung ist unentgeltlich. 

(4) Wird nach der Zustellung über Fernsprechan¬ 
schluß Zusendung durch besonderen Boten ge¬ 
wünscht, so kann dies ein für allemal schriftlich 
oder im Einzelfalle bei Entgegennahme des Tele¬ 
gramms aan Fernsprecher beantragt werden. Für 
solche Sonderleistungen wird die Eilzustellgebühr 
nach der Postgebührenordnung erhoben. 

(5) Innerhalb des Zustellbereichs des Ankunfts¬ 
amts werden die Telegramme gebührenfrei zuge¬ 
stellt. 

(6) Der Absender kann für den Fall, daß das Be¬ 
stimmungsamt seinen Dienst bereits geschlossen 
hat, verlangen, daß sein Telegramm nach einem an¬ 
deren von ihm benannten Amt geleitet und von da 
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aus dem lim [Hänger durch Bolen z-ug es teilt wird. 
Zur. Deckung der Gebühr t'ür die Zustellung hat der 
Absender bei dem Auigabenrnt einen angemessenen 
Befrag in vollen iteuba hen Mark zu hinterlegen. Das 
Telegramm erhält dann den gebührenpflichtigen 
Dienst vermerk XP . . . DM von . . . (Bezeichnung 
des gewünschten Zuslellands) o Ist die Entfernung 
zwischen den beiden Ämtern großer als 15km oder 
erweist sich das Verlangen als unausführbar oder 
als unzweckmäßig, so be-dimrnl das Ankunftsamt 
die Art der Zustellung nach eigenem Ermessen. 

(7) Werden durch denselben Boten an denselben 
Empfänger gleichzeiJig solc he Telegramme abgetra¬ 
gen, für die der Botenlohn vorn unbezahlt ist, und 
solche, für die er nicht voraunbezahlt Ist, so wird 
beim Ernj.>fänger koin Bo\'‘ n 1 o 1 m nach [\ efordert. 

(8) Auf besonderen Antrag der Empfänger kön¬ 
nen Telegramme während bestimmter Zeiten an¬ 
derswo oder auf andere Weise zugesiellt werden — 
Sonde rzuskTlung , als es nach der Telegramman- 
schrift; und nach den allgemeinen Vorschriften über 
die Zustellung zu geschehen hätte. Solche von der 
Regel abweichende Zustellung kann sowohl für 
mindestens ein Jahr gegen Pauschalgebühr verein¬ 
bart als auch für Einzel fälle gegen Einzelgebühr 
verlangt werden. Für die vereinbarte Sonderzustel- 
lung ist die Gebühr monatlich im voraus zu entrich¬ 
ten? im übrigen gelten die Vorschriften über die 
Vereinbarung von Telegramm-Kurzanschriften sinn¬ 
gemäß. 

(9) Eine Sonder-gebühr in Höhe der vorerwähnten 
Einzelgebühr kann bei Telegrammen mit ungenü¬ 
gender Anschrift erhoben werden, wenn der Emp¬ 
fänger nur durch besonderen Arbeitsaufwand zu er¬ 
mitteln ist. 

(10) Es werden ausgehändigl: 

1. Telegramme für eine Behörde oder deren Leiter, 
wenn diese nicht schriftlich anders verfügt ha¬ 
ben, an den Leiter selbst oder an seinen Beauf¬ 
tragten, und zwar Staatsteiegrarnme gegen Emp¬ 
fangsschein? 

2. Telegramme mit dem Vermerk GP — an den, 
der sich als Empfänger meldet? 

3. sonstige Telegramme außer an den Empfänger 
auch an erwachsene Mitglieder seiner Familie, 
an seine Angestellten, an die Haus- oder Wirts¬ 
leute oder an den Pförtner des Hauses, sofern 
nicht der Empfänger dem Amt einen besonderen 
Beauftragten schriftlich bezeichnet hat? 

4. Telegramme für Reisende in Gasthöfen an den 
Wirt oder seinen Beauftrag len. Ist ein Pförtner 
vorhanden, so sind die Telegramme diesem aus¬ 
zuhändigen; 

5. Telegramme lür Reisende auf einem Schiff 
dem Empfänger vor seiner Ausschiffung; wenn 
dies aber nicht möglich ist oder besondere Ko¬ 
sten (z. B. Fährlohn) entstehen, dem Vertreter 
des Schiffsreeders. 


(11) Telegramme können beim Empfänger auch in 
den Wohnungs- oder Hausbriefkasten gelegt wer¬ 
den, wenn eine Zustellung nach Absatz 10 Nr. 1,3 
und 4 unmöglich ist. Bei Telegrammen gegen Emp¬ 
fangsschein ist dies nicht zulässig. 

(12) Ist ein Telegramm nach Absatz 10 Nr. 1,3 
und 4 oder nach Absatz 11 nicht anzubringen, so 
hinterläßt der Bote in der Wohnung usw. des Emp¬ 
fängers eine schriftliche Benachrichtigung, durch 
die um Abholung des Telegramms bei dem Zustell¬ 
amt gebeten ward. 

(13) Wird die Zahlung von Gebühren verweigert, 
die nach der Telegrammordnung beim Empfänger 
einzuziehen sind, so gilt dies, außer bei Staats- und 
FS-Telegrammen, als Verweigerung der Annahme. 

(14) Die Eisenbahntelegrafendienststellen sind be¬ 
rechtigt, für jedes von ihnen zuzustellende Tele¬ 
gramm vom Empfänger eine Zustellgebühr bis zur 
Höhe des Zeitlohns zu erheben, der sich nach dem 
Eisenbahnlohntarif für die auf die Zustellung ver¬ 
wendete Zeit bestimmt, sofern der Ort, zu dem die 
Eisenbahnstation gehört und nach dem das Tele¬ 
gramm gerichtet ist, weiter als 2 km von der Bahn¬ 
station entfernt ist. Besteht jedoch an diesem Ort 
zugleich eine Tele grafe adle ns ts teile der Deutschen 
Bundespost, so -werden die Telegramme entweder 
durch die Telegrafendienststelle der Deutschen 
Bundespost, der sie zuzuführen sind, oder durch die 
Eisenbahntelegrafendienststelle nach den allgemei¬ 
nen Bestimmungen der Telegrammordnung zuge¬ 
stellt. Vom Absender etwa voransbezahltes Zustell¬ 
geld ist auf die beim Empfänger zu erhebende Zu¬ 
stellgebühr anzurechnen. 


§ 19 

Unzustellbare Telegramme 

(1) Die Unzustellbarkeit eines Telegramms und 
ihre Gründe werden dem Aufgabeamt unverzüg¬ 
lich telegrafisch gemeldet. Kann dieses den Grund 
der Unzustellbarkeit nicht ohne weiteres von Amts 
wegen beseitigen, so teilt es, wenn möglich, dem 
Absender die Unzustellbarkeit mit. Dieser kann die 
Anschrift des Ursprungstelegramms durch einen ge¬ 
bührenpflichtigen Dienstspruch des Aufgabe amts 
vervollständigen, berichtigen oder bestätigen. 

(2) Als unzustellbar gelten auch Telegramme, die 
nach § 18 Abs. 12 lagern, aber nicht innerhalb einer 
von dem Zustellamt nach Lage des Falls zu bemes- 
senden Frist abgefordert werden. 

(3) Unzustellbare Telegramme werden bis zum 
Ablauf von 42 Tagen, vom Tage nach der Aufnahme 
bei dem Bestimmungsamt an gerechnet, für den 
Empfänger bereitgehalten. 
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§ 20 

Te 1 eg ra in m a bsdi rifte n, N *i di forsch un g en 

(1) Der Absender und der Empfänger eines Tele¬ 
gramms und ihre' Bevollmächtigten sind nach gehö¬ 
rigem Ausweis bo rechIigl:, die Urschrift einzusehen 
oder sich davon beginn bi gl e Abschriften oder Ab¬ 
lichtungen geben zu lassen. Für das Heraus suchen 
der Telegramme sowie für die Anfertigung der Ab¬ 
schriften und Ablichtungen, sind besondere Gebüh¬ 
ren zu entrichten. 

(2) Werden infolge solcher Anträge oder infolge 
eines Verlangens nach Auskunft (§ 16) umfang¬ 
reiche, von der Den I schen Bundespost nicht ver¬ 
schuldete Nachforschungen notwendig, so hat der 
Antragsteller die Aufwendungen hierfür zu vergü¬ 
ten. Die voraussichtliche Höhe ist. ihm vorher mit- 
zu teilen; auf Verlangen hat er einen angemessenen 
Betrag zu hinterlegen. 

§21 

Haftpflicht 

Die Deutsche Bundespost übernimmt für den Te- 
legra,mmdiensl. keine Gewähr und haftet für keiner¬ 
lei Schäden, insbesondere nicht für Schäden durch 
Ausschließung von der Benutzung der Telegrafen- 
aii 1 ag en, d u rch Eins I.e i lang dc: s Tel eg ra m md iens t es, 
durch irgendwelche Störungen, durch Unterlassung, 
Verzögerung oder sonstige Fehler bei der An¬ 
nahme, Übermittlung und Zustellung der Tele¬ 
gramme, durch Erteilung unrichtiger Auskunft, 
durch Versehen bei der Aufnahme und bei der Zu¬ 
stellung von Telegrammen über Fernsprech- oder 
Telexanschluß. 

§ 22 

Erstattung von Gebühren 

(1) Auf Antrag, dem eine Beschwerde über den 
Telegrammdienst gl ei chzua eilten ist, werden erstat¬ 
tet: 

1. die volle Gebühr für jedes Telegramm, das 
durch einen Vorgang im Telegrammdienst nicht 
an seine Bestimmung gelangt ist; 

2. die volle Gebühr für ein Telegramm, das durch 
einen Vorgang im Telegrammdienst später an¬ 
gekommen Ist, als es mit der Post bei Benutzung 
schnellstmöglicher Postgelegenheit angekom¬ 
men wäre, jedenfalls aber dann, wenn es dem 
Empfänger erst nach sechs Stunden, von der 
Aufgabe an gerechnet, zu ge stellt worden ist. In 
die Frist von sechs Stunden werden nicht einge¬ 
rechnet die Zeiten, während denen die Telegra¬ 
fendienststellen geschlossen sind, wenn sie die 
Ursache der Verzögerung sind, und die Dauer 
der Zustellung durch Boten nach § 18 Abs. 6. 
Für Staatstelegramme, für die der Absender 
nicht auf den Vorrang bei der Übermittlung 
verzichtet hai, für dringende Telegramme und 
für gebührenpflichtige Dienstsprüche verkürzt 
sich die Frist von sechs Stunden auf drei Stun¬ 
den; 


3. die volle Gebühr für ein Telegramm in offener 
Sprache, dessen Sinn durch übermittlungsfehier 
oder Wortauslassurigen entstellt oder unver¬ 
ständlich geworden ist; 

4. die Gebühr für denjenigen Teil eines Tele¬ 
gramms in offener oder eines verglichenen Te¬ 
legramms in geheimer Sprache, der infolge Ent¬ 
stellung eines oder mehrerer Textwörter oder 
durch Auslassung von Wörtern offensichtlich 
seinen Zweck nicht hat erfüllen können, wenn 
nicht die Fehler durch Dienstspruch berichtigt 
worden sind (§ 16); 

5. die Gebühr für eine Sonderleistung, die nicht 
ausgeführt worden ist, dazu die Gebühr für den 
entsprechenden gebührenpflichtigen Dienstver¬ 
merk; 

6. die Gebühr für die gebührenpflichtigen Dienst¬ 
sprüche (§ 16), durch die die Wiederholung 
einer für falsch gehaltenen Stelle verlangt wor¬ 
den ist, wenn die Wiederholung nicht mit der 
ersten Übermittlung übereinstimmt. Sind bei 
dieser einige Wörter richtig, andere unrichtig 
wiedergegeben, so wird von der Gebühr für den 
gebührenpflichtigen Dienstspruch der Teilbe¬ 
trag einbehalten, der auf die ursprünglich rich¬ 
tig übermittelten Wörter entfällt. Doch ist die 
Gebühr auch für die richtig übermittelten Wör¬ 
ter zu erstatten, wenn anerkannt werden muß, 
daß die Fehler auch ihren Sinn entstellt haben; 

7. die volle Gebühr für jeden anderen gebühren¬ 
pflichtigen Dienstspruch, der durch einen Vor¬ 
gang im Telegrammdienst veranlaßt worden ist; 

8. der volle Betrag der für eine Antwort vorausbe¬ 
zahlten Gebühr, wenn der Empfänger den 
Schein nicht benutzt hat und der Schein in den 
Händen der Verwaltung ist oder ihr innerhalb 
von vier Monaten vom Tage der Ausstellung an 
wieder vorgelegt wird; 

9. bei Telegrammen mit bezahlter Antwort die 
volle Gebühr für das Fragetelegramm und die 
Antwort, wenn 

a) die Erstattung der für die Antwort bezahlten 
Gebühr gerechtfertigt ist und die Nichtan¬ 
kunft, Verzögerung oder Entstellung der Ant¬ 
wort den Zweck des Fragetelegramms ver¬ 
eitelt hat, oder 

b) die Erstattung der Gebühr für das Fragetele¬ 
gramm gerechtfertigt ist und die Nichtan¬ 
kunft, Verzögerung oder Entstellung des Fra- 
getelegramms den Zweck der Antwort ver¬ 
eitelt hat; 

10. der Unterschied zwischen dem Wert eines Ant¬ 
wortscheins und der unter diesem Wert blei¬ 
benden Gebühr für das unter Benutzung dieses 
Scheins auf gegebene Telegramm; 

11. die Gebühr für die bei der Übermittlung eines 
Telegramms ausgelassenen Wörter, wenn der 
Fehler nicht durch einen Dienstspruch berich¬ 
tigt worden ist; 
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12. die volle Gebühr für jedes Telegramm, das von 
Amts wegen auf Grund des § 1 Abs. 2 angehal¬ 
ten worden ist; 

13. irrtümlich zuviel erhobene Gebühren. 

(2) Die Erstattung nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 3, 4 und 
12 erstreckt sich nur auf die Gebühren und Neben¬ 
gebühren für die Telegramme selbst, die nicht ange- 
komnien oder die verzögert, entstellt oder angehal¬ 
ten sind, nicht auch auf die Telegramme, die da¬ 
durch etwa veranlaßt oder nutzlos geworden sind, 

(3) Sind die Unregelmäßigkeiten durch gebühren¬ 
pflichtige Dienstsprüche innerhalb der im Absatz 1 
Nr. 2 angegebenen Frist berichtigt worden, so ist 
nur die Gebühr für die Dienstsprüche zu erstatten. 

(4) Jeder Antrag auf Gebührenerstattung muß 
binnen vier Monaten vom Tage der Aufgabe des 
Telegramms, im Falle unter Absatz 1 Nr. 10 vom 
Tage der Ausfertigung des Scheins an, gestellt wer¬ 
den. 

(5) Der Antrag ist an das Aufgabeamt zu richten. 
Ihm sind als Beweisstücke bei zu fügen, 


1. wenn das Telegramm verzögert oder nicht an¬ 
gekommen ist, eine schriftliche Erklärung des 
Bestimmungsamts oder des Empfängers, 

2. wenn es sich um eine Entstellung handelt, die 
dem Empfänger zugestellte Ausfertigung, eine 
beglaubigte Abschrift oder eine Ablichtung da¬ 
von, 

3. wenn es sich um eine vorausbezahlte Antwort¬ 
gebühr handelt und das Fragetelegramm dem 
Empfänger nicht zugestellt worden ist, der 
Dienstspruch mit der Mitteilung der Nichtzu¬ 
stellung. 

§23 

Geltungsbereich 

(1) Die vorstehenden Bestimmungen gelten, so¬ 
weit nicht Ausnahmen gemacht sind, auch für die 
Behandlung der Telegramme auf den Eisenbahntele- 
grafen. 

(2) Für den Telegrammdienst mit dein Ausland 
gilt die Telegrammordnung, soweit nicht der Inter¬ 
nationale Fernmeldevertrag nebst den Vollzuysord- 
nungen oder etwaige besondere Telegrafenverträge 
und Abkommen etwas anderes vorschreiben. 
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Anlage A 

(zu § 7) 

TelegtammgebührenVorschriften (TGV) 


Nr. 

Gegenstand 

Wortgebühr 

DM 

1 

1. Hauptgebiiliren 

(§§ 7 und 8 der Telcgrammordnung) 

Gewöhnliche Telegramme . 

0,60 

2 

Gewöhnliche Telegramme innerhalb Berlins. 

0,20 

3 

Dringende Telegramme .. 

1,20 

4 

Dringende Telegramme innerhalb Berlins. 

0,40 

1 

Zu Nr. 1 bis 4 

Es wird mindestens die Gebühr für sieben 
Wörter erhoben. 

2. Nebengebühren 

Vereinbarte Telegramm-Kurzanschrift (§ 4 der Tele- 

Gebühr 

DM 


grammordnung) monatlich . 

5- 

2 

Durchdruck eines durch Fernsprechanschluß aufge- 



gebenen Telegramms einschließlich Zusendung durch 
die Post (§ 5 der Telegrammordnung). 

0,80 

3 

Zuschlag für die Zustellung eines Durchdrucks 



durch Eilboten. 

die bestimmungsmäßige Eilzustellgebühr 

4 

Telegramm mit bezahlter Antwort (§ 9 der Tele¬ 
grammordnung) 

Zuschlag für die Antwort . 

Vorauszahlungsbetrag 

5 

Der gebührenpflichtige Dienstvermerk gibt den 
für die Antwort vorausgezahlten Betrag an. 

1 Schmuckblattelegramm (§14 der Telegrammord¬ 
nung) 

Zuschlag für ein Telegramm — ohne Rücksicht 
auf die Wort2ahl — 

auf einfachem Schmuckblatt . 

2- 

6 

auf Schmuckblatt in besonderer Ausführung ... 

5,- 

7 

Zuschlag für Vergleichung (§10 der Telegramm¬ 

Wortgebühr 

DM 


ordnung) . 

die Hälfte der Gebühr nach 1 Nr. 1 oder 2 

8 1 

Gebührenpflichtiger Dienstspruch (§§ 16 und 17 der 
Telegrammordnung) 

bei Wiederholung von Wörtern auf Verlangen des 


i 

' 

Empfängers, für jedes zu wiederholende Wort . .. 

Gebühr nach 1 Nr. 1 oder 2 

■ 

9 

1. Es wird mindestens die Gebühr für sieben 
Wörter erhoben. 

2. Durch die Gebühr werden Frage- und Ant- 
w r ortdienstspruch abgegolten. 

in allen anderen Fällen . 

Gebühr nach 1 Nr. 1 oder 2 

10 

Zuschlag für eine telegrafische Antwort . 

Gebühr nach 1 Nr. 1 oder 2 


Der Zuschlag nach Nr. 10 wird in Hohe der 
Gebühr für sieben Wörter erhoben. 
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Nr. 

Gegenstand 

Gebühr 

DM 

11 

Mitteilungen durch die Post über schon übermittelte 
Telegramme als gewöhnlicher oder als eingeschriebe¬ 
ner Brief (§16 der Telegrammordnung) 

ohne briefliche Antwort. 

die bestimmungsmäßige Postgebühr 

12 

mit brieflicher Antwort . 

das Doppelte der bestimmungsmäßigen Post- 

13 

Schreibgebühr bei Zurückziehung eines Telegramms 

gebühr 


vor Beginn der Übermittlung (§17 der Telegramm¬ 
ordnung) ... 

1,20 

14 

Sonderzustellung von Telegrammen (§18 der Tele¬ 
grammordnung) 

Pauschgebühr, monatlich .. 

5~ 

15 

Einzelgebühr ..... 

1,20 

16 

Zustellung eines Telegramms mit ungenügender An- 



schrift ... 

1,20 

17 

Leistungen, die mit dem Telegrammdienst Zusammen¬ 
hängen, aber nicht besonders geregelt sind, z. B. 
Heraussuchen eines Telegramms zur Einsichtnahme 
oder für die Fertigung von Abschriften (§ 20 der 
Telegrammordnung) 

bei Arbeitsleistungen bis zu einer halben Stunde.. 

12,- 

18 

darüber hinaus für jede angefangene Viertelstunde 

6,— 

19 

Beglaubigte Abschrift eines Telegramms 
bis zu 50 Wörtern . 

3- 

20 

für je weitere volle oder angefangene 50 Wörter 



zusätzlich. 

1,50 

21 

Eine Ablichtung bis zur Größe DIN A4 . 

2- 

22 

Für die Übersendung einer Abschrift oder Ablich¬ 



tung durch die Post . 

die bestimmungsmäßige Briefgebühr 

23 

Zuschlag für die Zustellung durch Eilboten. 

die bestimmungsmäßige Eilzustellgebühr 

1 

3. Gebühren für Bildtelegramme 

(§12 der Telegrammordnung) 

Bildtelegramme zwischen öffentlichen Bildtelegrafen¬ 
stellen 

Gewöhnliche Bildtelegramme 

1. Gebührenstufe (bis 20 X 10,5 cm). 

36,— 

2 

2. Gebührenstufe (bis 20 X 14 cm) . 

39,- 

3 

3. Gebührenstufe (bis 20 X 17,5 cm). 

42,- 

4 

4. Gebührenstufe (bis 20 x 21 cm) . 

45,- 

5 

5. Gebührenstufe (bis 20 X 24,5 cm). 

48,— 

6 

6. Gebührenstufe (bis 20 x 28 cm) . 

51- 

7 

Dringende Bildtelegramme (Dienstvermerk 



= D—) . 

das Doppelte der Gebühr nach Nr. 1 bis 6 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Bildtelegramme von öffentlichen Bild telegrafensteilen 
nach Bildanschlüssen des öffentlichen Bildübertra- 
gungsnetzes oder von Bildanschlüssen bzw. öffent¬ 
lichen Bildanschlußstellen des öffentlichen Bildüber¬ 
tragungsnetzes nach öffentlichen Bildtelegrafenstellen 


8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 


Gewöhnliche Bildtelegramme 

1. Gebührenstufe (bis 20 X 10,5 cm) .., 

2. Gebührenstufe (bis 20 X 14 cm) .... 

3. Gebührenstufe (bis 20 X 17,5 cm) ... 

4. Gebührenstufe (bis 20 X 21 cm) .... 

5. Gebührenstufe (bis 20 X 24,5 cm) ... 

6. Gebührenstufe (bis 20 X 28 cm) .... 

Dringende Bildtelegramme (Dienstvermerk 

“£>=) . 


24,- 
27 ,— 
30,— 
33,— 
36,— 
39,- 


das Doppelte der Gebühr nach Nr. 8 bis 13 


Zu Nr. 8 bis 14 

Die Gebühren für Bildtelegramme von Bild¬ 
anschlüssen bzw. Bildanschlußstellen des öffent¬ 
lichen Bildübertragungsnetzes nach öffentlichen 
Bildtelegrafenstellen werden vom Empfänger 
bar eingezogen oder nach den für die Stundung 
von Telegrammgebühren geltenden Grund¬ 
sätzen verrechnet. 

Zu Nr. 1 bis 14 

Bei Bildvorlagen, die wegen Überschreitung 
der zulässigen Höchstmaße zerlegt werden 
müssen, wird jeder Bildteil für sich entsprechend 
seiner Größe als Bildtelegramm berechnet. 


15 


16 


Gebührenpflichtige Sonderdienste im Verkehr zwi¬ 
schen öffentlichen Bildtelegrafenstellen und von Bild¬ 
anschlüssen bzw. Bildanschlußstellen des öffentlichen 
Bildübertragungsnetzes nach öffentlichen Bildtele¬ 
grafenstellen. (Die Dienstvermerke werden gebühren¬ 
frei übermittelt.) 

Abzug vom Empfangsfilm für den Absender und 
Übersendung des Abzugs als eingeschriebener Brief 
bei Bildtelegrammen zwischen öffentlichen Bildtele¬ 
grafenstellen (Dienstvermerk = KP =) . 

x weitere Abzüge für den Empfänger des Bildtele- 
gramms (Dienstvermerk = Kx —) 

für jeden weiteren Abzug. 


3,35 


2,40 


1. Für zerlegt aufgegebene Bildtelegramme mit 
dem Dienstvermerk = Kx =» werden die Ge¬ 
bühren für jeden Bildteil entsprechend seiner 
Größe besonders berechnet. 

2. Für die Erhebung der Gebühren nach Nr. 16 
bei Bildtelegrammen von Bildanschlüssen bzw. 
Bildanschlußstellen des öffentlichen Bildüber¬ 
tragungsnetzes nach öffentlichen Bildtelegrafen¬ 
stellen gilt die Vorschrift zu Nr. 8 bis 14 sinn¬ 
gemäß. 
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Nr. 

Gegenstand 

Wortgebühr 

DM 


4. Gebühren für Funktelegramme 

(§13 der Telegrammordnung) 

Gebühren für Funktelegramme von und nach See 


1 

Gewöhnliehe Fu n 1? telegranime 

Telegrafengebühr. 

Gebühr nach 1 Nr. 1 

2 

Küstengebühr... 

0,55 

3 

Bordgebühr ... 

0,40 

4 

Dringende Funktelegramme . 

Gebühren nach Nr. 2 und 3 und nach 1 Nr. 3 

5 

Festtagsfunk telegramme 

Telegrafengebühr. 

Gebühr nach Nr. 1 

6 

Küsten gebühr. 

0,30 

7 

Bordgebühr . 

0,20 

8 

Zu Nr. 1 bis 7 

Fs werden keine Mindestgebühren erhoben. 

Gebührenpflichtige Dienst Sprüche an und von 
Seefunkstellen 

bei Wiederholung von Wörtern auf Verlangen des 



Empfängers, für jedes zu wiederholende Wort ... 

Gebühren nach Nr. 1, 2 und 3 

9 

1. Es werden mindestens 4,20 DM erhoben. 

2. Durch die Gebühren werden Frage- und 
Antwortdienstspruch abgegolten. 

in allen anderen Fällen . 1 

Gebühren nach Nr. 1, 2 und 3 

• 

10 

; 

1. Die briefliche Antwort zu gebührenpflich¬ 
tigen Dienstsprüchen an und von Seefunk¬ 
stellen ist nicht zugelassen. 

2. Für eine telegrafische Antwort werden Ge¬ 
bühren für ein gewöhnliches Funktelegramm 
von sieben Wörtern erhoben. 

Gebühren für Funktelegramme nach See 

Funktelegramme mit Sammelrufzeichen 

für die Übermittlung an die Küstenfunkstelle . . . 

Gebühr nach Nr. 1 

11 

Die Gebühr wird für jedes zu Übermittelnde 
Wort (einschließlich der in dem Hinweis ent¬ 
haltenen Wörter über die Anzahl der Aus¬ 
sendungen und die Empfangsgebiete) erhoben, 

für jede Funkaussendung, je Küstenfunkstelle, je 



Sendeart und je Empfangsgebiet. 

das Doppelte der Gebühr nach Nr. 2 

12 

Bordgebühren werden nicht erhoben. 

Gebühren für Funktelegramme zwischen Schiffen 

Gewöhnliche Funk telegramme 

Telegrafengebühr.. 

Gebühr nach 1 Nr. 1 
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Nr. 


13 


Küstengebühr 


Gegenstand 


Wortgebühr 

DM 


0,55 


14 


Bordgebühr 


0,40 


Bei Funktelegrammen zwischen Schiffen ohne 
Beteiligung einer Küstenfunkstelle wird nur die 
bestimmungsmäßige Bordgebühr für die Auf¬ 
gabe-Seefunkstelle und für die Bestimmungs- 
Seefunkstelle erhoben. Im Verkehr über eine 
Küstenfunkstelle wird neben den bestimmungs¬ 
mäßigen Bordgebühren die bestimmungs¬ 
mäßige Küstengebühr erhoben. Sind zwei 
Küstenfunkstellen an der Übermittlung be¬ 
teiligt, so werden die Küstengebühr für jede 
der beiden Küstenfunkstellen und die bestim¬ 
mungsmäßige Telegrafengebühr für die Über¬ 
mittlung auf dem Landweg erhoben. 


15 


Zusätzliche Leistung oder besondere Behandlung 

Vergleichung 

Zuschlag zu den Gebühren für das Funktelegramm 


Zu Nr. 10 bis 15 

Es werden keine Mindestgebühren erhoben. 
Zu Nr. 1 bis 15 

Der Gesamtbetrag an Gebühren für ein Tele¬ 
gramm wird auf volle Pfennige in der Weise 
gerundet, daß Bruchteile unter 0,5 Pf unberück¬ 
sichtigt bleiben und solche von 0,5 Pf an als 
ein voller Pfennig gelten. 


die Hälfte der Gebühren nach Nr. 1, 2 und 3 


Gebühr 

DM 


16 


17 

18 


Zuteilung eines Sammelrufzeichens monatlich . 

Teilnahme einer Seefunkstelle am einseitigen Funk¬ 
verkehr 

über Telegrafiefunk monatlich. 

über Sprechfunk monatlich . 


Zu Nr. 16 bis 18 

Die Gebühr wird monatlich im voraus erhoben. 
Für Teile eines Monats wird die Gebühr in 
voller Höhe erhoben. 


io- 










Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung 
für den Fernschreib-* und den Datexdienst 

Vom 26. Februar 1974 

Auf Grund des Artikels 9 Abs. 2 in Verbindung 
mit Artikel 5 Nr. 1 der Zweiten Verordnung zur Än¬ 
derung der Fernmeldeordnung vom 12. Februar 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 185) wird nachstehend der 
Wortlaut der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst in der vom 1. Juli 1974 an gelten¬ 
den Fassung bekanntgemacht, wie sie sich aus der 
oben angeführten Änderungsverordnung und der 
Ersten Verordnung zur Änderung der Fernmelde- 
ordnung vom 7. März 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 306) 
ergibt. 

Die Rechtsvorschriften sind auf Grund des § 14 
des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) erlassen worden. 

Die Verordnung für den Fernschreib- und den Da- 
texdienst gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsge¬ 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in 
Verbindung mit § 37 des Postverwaltungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

Bonn, den 26. Februar 1974 

Der Bundesminister 

für das Post- und Fernmelde wesen 
Horst Ehmke 
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Verordnung 

für den Fernschreib- und den Dafexdienst 
(VFsDx) 


Inhalts übersicht 


§ 

Teil I Ollen tliches Telcxnelz 

Allgemeines, Gestaltung des öffentlichen. Telex 


netzes . 1 

Telexteilnehrnereinrichtungen . 2 

Telexhauptanschlüsse . 3 

Telexnebenstellenanlagen und Telexverteilanlagen 4 

Zusatzeimich tun gen . 5 

TelcxteilnehmerVerhältnis . .. 6 

Zusätzliche Bestimmungen für die Neuanschließung, 
Änderung und Unterhaltung von Telex teilnehmer¬ 
ein rieh tungen . 7 

Telex Verbindungen und zusätzliche Dienste. 8 


Teil II öffentliches Da texnetz 

Allgemeines, Gestaltung des öffentlichen Datex- 


netzes, Dalext eil nehmen? in rieh Lun gen . 9 

Datexhauptanschlüsse .. 10 


Teil I 

öffentliches Telexnetz 
§1 

Allgemeines, 

Gestaltung des öffentlichen Telexnetzes 

(1) Das öffentliche Telexnetz wird von der Deut¬ 
schen Bundespost als Fernschreibwählnetz für eine 
Schrittgeschwindigkeit von 50 Baud zur allgemei¬ 
nen Benutzung beroitgehalten. Es dient dem Fern¬ 
schreibverkehr der TelexteMnehmer. Soweit es die 
Deutsche Bundespost zuläßt, kann das öffentliche 
Telexnetz unter sinngemäßer Anwendung der Be¬ 
stimmungen dieser Verordnung auch für andere 
Zwecke benutzt werden. 

(2) Das öffentliche Telexnetz besteht aus den Te- 
lexvermittlungsstellen, den Leitungen zwischen ih¬ 
nen und den Telexteilnehmereinrichtungen. Es wird 
in seinem leitungstechnischen Grundbestandteil aus 
dem Fernmeldeliniennetz der Deutschen Bundespost 
gebildet (allgemeines Netz der Deutschen Bundes¬ 
post). Die Abschluß punkte des allgemeinen Netzes 
werden von der Deutschen Bundespost festgelegt, 
Die von den Abschlußpunkten des allgemeinen Net¬ 
zes der Deutschen Bundespost aus zu den Einrich¬ 
tungen beim Telexteilnehmer hinführenden Lei¬ 
tungsabschnitte sind Endleitungen. 


§ 


Datexteilnehmerverhältnis . 1! 

Zusätzliche Bestimmungen für die Neuanschließung 
und Unterhaltung von Datexteilnehmereinrichtun¬ 
gen ... 12 

Datex verbind ungen und zusätzliche Dienste ...... 13 

Teil III Sonstige Bestimmungen 

Fernschreibeinrichtungen an posteigenen Telegra- 

fenstromwegen . H 

Fernschreibeinrichtungen bei Nachrichtenaufnahme- 

stellen . 15 

Gebühren . 16 

Auslandsverkehr . 17 


Anlage 

Fernschreib- und Datexgebührenvorsdiriften. 
(FsDxGVj 


(3) Das öffentliche Telexnetz ist in Zentralver¬ 
mittlungsstellenbereiche, diese sind in Hauptver¬ 
mittlungsstellenbereiche aufgeteilt. Die Einteilung 
und gegenseitige Abgrenzung der Netzbereiche be¬ 
stimmt die Deutsche Bundespost. Innerhalb eines 
Hauptvermittlungsstellenbereiehes bestehen eine 
oder mehrere Telex Vermittlungsstellen, 

§2 

Telexteilnehrnereinrichtungen 

(1) Die Deutsche Bundespost überläßt Telexteil¬ 
nehmereinrichtungen oder gestattet deren Verbin¬ 
dung mit dem öffentlichen Telexnetz. Telexteilneh- 
mereinrichtungen sind: 

1. Telexhauptanschlüsse, 

2. Telexnebenstellenanlagen und Telexverteilanla¬ 
gen, 

3. Telexnebenanschlußleitungen, 

4. Zusatzeinrichtungen, die bei Telexhauptan¬ 
schlüssen, in Telexnebenstellenanlagen oder in 
Telexverteilanlagen angebracht sind. 

(2) Die technische Gestaltung der Telexteilneh¬ 
mereinrichtungen bestimmt die Deutsche Bundes¬ 
post. 
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§3 

Tel exhaup ta nschlüsse 

(1) Telexhauplanschlüssc sind Einzelanschlüsse. 
Bei einem Telexhauptanschluß ohne Telexneben- 
stellen (einfacher Telexhauptanschluß) ist die Fern¬ 
schreibmaschine Hauptstelle (einfache Hauptstelle). 
Welche Einrichtung bei einem Telexhauptanschluß 
mit Telex neben stellen Hauptstelle ist, ist in § 4 
Abs. 1 Satz 3 und Absatz 4 Satz 3 bestimmt. Die ein¬ 
fachen Telexhauptanschlüsse sind mit Leitungen 
(Amtsleitungen) unmittelbar an die Telex Vermitt¬ 
lungsstelle angeschlossen. Die einfachen HauptsteT 
len sowie die Amtsleitungen der Hauptstellen sind 
Bestandteile der Telexhauptanschlüsse. 

(2) Telexhauptanschlüsse werden an eine Telex¬ 
vermittlungsstelle des Hauptvermittlungssitellenbe- 
reichs an ge schlossen, in dem die Hauptstellen lie¬ 
gen. 

(3) Die Deutsche Bundespost setzt die Rufnum¬ 
mern der Telcxhauptanschlüsse fest. Die Rufnum¬ 
mern können aus technischen oder betrieblichen 
Gründen geändert werden, 

(4) Soweit die technischen Voraussetzungen ge¬ 
geben sind, kann die Deutsche Bundespost beson¬ 
dere Einrichtungen in der Telexvermittlungsstelle 
für Telexhauptanschlüsse bereitstellen. Durch be¬ 
sondere Einrichtungen kann 

1. ein Telexhauptanschluß abgehend gleichzeitig 
mit mehreren vom Telexteilnehmer bestimmten 
Telexhauptanschlüssen verbunden werden 
(Rundschreib verkehr), 

2. ein Telexhauptanschluß ankommend von allen 
Telexteilnehmern erreicht werden und abge¬ 
hend nur mit einem vom Telexteilnehmer be¬ 
stimmten Telexhauptanschluß verbunden wer¬ 
den (Direktruf zu einem Telexhauptanschluß), 

3. ein Telexhauptanschluß mit verkürzter Wahl 
einen Telexhauptanschluß aus einer bestimmten 
Gruppe von anderen Telexhauptanschlüssen er¬ 
reichen (Kurzwahleinrichtung). 

§4 

Telexnebenstellenanlagen und Telexverteilanlagen 

(1) An Telexhauptanschlüsse können nach Be¬ 
stimmung der Deutschen Bundespost Telexneben¬ 
stellen durch Telexnebenanschlußleitungen ange¬ 
schlossen werden (Telexnebenanschlüsse). Die Te¬ 
lexnebenanschlüsse bilden mit ihrer Hauptstelle 
eine Telexnebenstellcnanlage. Hauptstelle ist bei 
einer Telexnebenstellenanlage deren Vermittlungs¬ 
einrichtung. Die Telexnebenstellen können unter¬ 
einander und über die Telexhauptanschlüsse mit 
den Telexvermittlungsstellen verbunden werden. 
Telexnebenanschlüsse müssen so eingerichtet wer¬ 
den, daß eine Verbindung mit Amtsleitungen mög¬ 
lich ist (amtsberechtigte Telexnebenstellen). An Te¬ 
lexnebenstellen dürfen keine weiteren Telexneben¬ 
stellen (Zweitnebenstellen) ange schlossen werden. 


(2) Telexhauptanschlüsse können nach Bestim¬ 
mung der Deutschen Bundespost so eingerichtet 
werden, daß sie für die Durchwahl bis zur Telexne¬ 
benstelle geeignet sind; ein Anspruch hierauf be¬ 
steht nicht. 

(3) Telexnebenanschlüsse, deren Telexnebenstel¬ 
len in demselben Fernsprechortsnetzbereich wie 
ihre Hauptstellen liegen, sind Telexregelnebenan¬ 
schlüsse; ihre Telexnebenstellen sind Telexregelne¬ 
benstellen und ihre Anschlußleitungen Telexregel- 
nebenanschlußleitungen. Telexnebenanschlüsse, de¬ 
ren Telexnebenstellen an eine in einem anderen 
Fernspr ec hör tsne tzber eich 1 i egende Hauptstel 1 e 
herangeführt sind, sind Telexausnahmenebenan¬ 
schlüsse ; ihre Telexnebenstellen sind Telexausnah¬ 
menebenstellen und ihre Anschlußleitungen Telex¬ 
ausnahmenebenanschlußleitungen. Soweit von der 
Deutschen Bundespost nichts anderes bestimmt ist, 
gelten als Endpunkte der Teilexnebenanschlußlei¬ 
tungen die Hauptstellen und Telexnebenstellen. 

(4) An Telexhauptanschlüsse können Telexver- 
teilan,lagen angeschlossen werden. Telexverteilan- 
lagen bestehen aus einer Verteileinrichtung, auf der 
die Amtsleitungen beim Teilnehmer enden, und 
einer der Anzahl der Amtsleitungen entsprechen¬ 
den oder größeren Anzahl von Telexnebenstellen, 
die über Telexnebenanschlußleitungen mit der Ver¬ 
teileinrichtung verbunden sind. Bei einer Telexver¬ 
teilanlage ist die Verteileinrichtung Hauptstelle. 
In Telexverteilanlagen ist kein Fernschreibver- 
kehr zwischen den angeschlossenen Telexneben¬ 
stellen möglich. Die Verteileinrichtung und die 
daran anzuschließenden Telexnebenstellen müssen 
in demselben Fernsprechortsnetzbereich liegen. 

(5) Telexnebenanschlußleitungen werden nach 
Bestimmung der Deutschen Bundespost zugelassen, 
wenn und solange die technischen Voraussetzungen 
gegeben sind. Es besteht kein Recht auf Zulassung 
solcher Leitungen. 

§5 

Zusatzeinrichtungen 

(1) Bei Hauptstellen und Telexnebenstellen kön¬ 
nen Zusatzeinrichtungen, die von der Deutschen 
Bundespost zugelassen sind, angebracht werden. 
Zusatzeinrichtungen können nach Bestimmung der 
Deutschen Bundespost mit weiteren Zusatzeinrich- 
tungen verbunden werden. 

(2) Zusatzeinrichtungen sind Einrichtungen, die 
unmittelbar oder über andere Zusatzeinrichtungen 
mittelbar mit Hauptstellen oder Telexnebenstellen 
verbunden werden, ohne daß sie zu ihrer Regelaus¬ 
stattung gehören. 

§6 

T elexteilnehmer Verhältnis 

(1) Telexteilnehmer ist der Inhaber des Telex¬ 
hauptanschlusses und der weiteren Telexteilneh¬ 
mereinrichtungen, die zu diesem Telexhauptan¬ 
schluß gehören. 
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(2) Für das Rech Ls Verhältnis der Telexteilnehmer 
zur Deutsc hen Bundespost gelten § 9 Abs. 2, §§ 10 
bis 14, 16 bis 27, 28 Abs. 1,2 und 4, §§ 29, 39 Abs. 1, 2 
und 4 sowie § 52 der Fernmeldeordnung sinngemäß. 

(3) Die Übermittlung oder Aufnahme von Nach¬ 
richten für andere Personen als Angehörige, Ange¬ 
stellte oder Gäste des TelexI.eiJnehmers gegen Ent¬ 
gelt oder auch unentgeltlich ist nicht statthaft. 

(4) Die mit dem öffentlichen Telexnetz verbunde¬ 
nen Fernschreibmaschinen müssen mit einem Ken¬ 
nungsgeber ausgeslaüet sein. Der Wortlaut der 
Kennung wird zwischen dem Teilnehmer und der 
Deutschen Bundespost, vereinbart. 


§7 

Zusätzliche Bestimmungen für die Neuanschließung, 
Änderung und Unterhaltung 
von Telexteilnehmereinrichtungen 

(1) Die Deutsche Bundespost stellt die Telex¬ 
hauptanschlüsse und die Telexnebenanschlüsse bis 
zu den Anschlußdosen einschließlich her. Die übri¬ 
gen Einrichtungen werden vom Telexleilnehmer als 
private Einrichtungen beschafft; sie müssen zum 
Betrieb im öffentlichen Telex netz zugelassen sein. 
Die Ansichließung privater Endeinrichtungen an das 
öffentliche Telexnetz bedarf der Anschließungsge¬ 
nehmigung der Deutschen Bundespost. 

(2) Soweit die Deutsche Bundespost es zuläßt, 
können Telexhauptanschlüsse vierdrähtig ange¬ 
schlossen werden, wenn und solange die techni¬ 
schen Voraussetzungen gegeben sind. Es besteht 
kein Recht auf vier drahtige Anschließung von Te¬ 
lexhauptanschlüssen. 

(3) Bei Fernschreibeinrichtungen, die von der 
Deutschen Bundespost unterhalten werden, werden 
nachträglich anzu schließende Zusatzeinrichtungen 
oder Anbaugeräte von der Deutschen Bundespost 
angeschlossen. 

(4) Nichtfabrikneue Fernschreibmaschinen, die 
nicht von der Unterhaltung ausgeschlossen wurden, 
werden nur angeschlossen, wenn sie auf Kosten des 
Telexteilnehmers durch die Herstellerfirma grund- 
überholt worden sind. Die Deutsche Bundespost 
kann auf eine Grund Überholung durch die Her¬ 
stellerfirma verzichten, wenn die Fernschreibma¬ 
schine bis zu ihrer letzten Außerbetriebnahme von 
der Deutschen Bundespost unterhalten wurde, nicht 
anderweitig benutzt worden ist und wenn sie ferner 
im Außerbetriebnahme Zeitraum von höchstens zwei 
Jahren nachweislich ordnungsgemäß gelagert war. 
Bei einem Verzicht auf die Grundüberholung durch 
die Herstellerfirma richtet die Deutsche Bundespost 
gegen besondere Gebühr die Fern Schreibmaschine 
für die Wiederinbetriebnahme her. 

(5) Die Deutsche Bundespost verzichtet auf die 
Grundüberholung durch die Herstellerfirma in Fäl¬ 
len der Übernahme (§11 Abs. 2 der Fernmeldeord¬ 
nung) und der Orts Veränderung (§17 Abs. 8 der 
Fernmeldeordnung). 


(6) Te-lexteilnehmereinrichtungen werden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, von der Deutschen 
Bundespost unterhalten. Die Unterhaltung umfaßt 
die Überprüfung, Instandhaltung, Instandsetzung 
und Überholung der Fernschreibeinrichtungen, das 
Beseitigen der bei ordnungsgemäßem Gebrauch auf¬ 
tretenden Störungen sowie das Liefern von Ersatz¬ 
teilen. Für die Dauer der In st ands etz u ngs - oder 
Überholungsarbeiten in einer Werkstatt der Deut¬ 
schen Bundespost werden, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, Ersatzgeräte bereitgestellt. Die Unter¬ 
haltung umfaßt nicht das Bereitstellen, Einlegen 
und Auswechseln von Fernschreibpapier und Farb¬ 
bändern. Die Deutsche Bundespost kann die Unter¬ 
haltung von Telexteilnehmereinrichtungen einstel¬ 
len und diese Einrichtungen vom öffentlichen Te¬ 
lexnetz abschalten, wenn besondere Aufwendungen 
wegen des Alters, der Abnutzung oder aus anderen 
Gründen zu erwarten sind. Für die Herstellung und 
Unterhaltung privater Telexnebenstellenanlagen 
gelten die Vorschriften der Fernmeldeordnung für 
private Nebenstellenanlagen sinngemäß. 

§8 

Telexverbindungen und zusätzliche Dienste 

(1) Die Abwicklung des Fernschreibverkehrs im 
öffentlichen Telexnetz ist Telexdienst. Der Telex¬ 
dienst wird in der Regel von den Telexvermitt- 
lungsstellen mit Wählbetrieb wahrgenommen. Te¬ 
lexverbindungen sind vom Telexteilnehmer selbst 
zu wählen. Telex Vermittlungsstellen mit Handbe¬ 
trieb sind an der Abwicklung des Telexdienstes nur 
in dem von der Deutschen Bundespost bestimmten 
Rahmen beteiligt. 

(2) Telexverbindungen sind: 

1. Verbindungen zwischen Telexhauptanschlüs- 
sen, 

2. Verbindungen von und nach Seefunkstellen. 

(3) Telexverbindungen von und nach Seefunkstel¬ 
len werden im handvermittelten Telexdienst abge¬ 
wickelt. 

(4) Telexverbindungen von und nach Seefunkstel¬ 
len sind bei der von der Deutschen Bundespost be¬ 
stimmten Küstenfunkstelle anzumelden. Für hand¬ 
vermittelte Telexverbindungen gelten die Vor¬ 
schriften für den handvermittelten Ferndienst nach 
§ 36 Abs. 6 Satz 2 bis 4 und Absatz 7 der Fernmel¬ 
deordnung sinngemäß. 

(5) Soweit die technischen Voraussetzungen ge¬ 
geben sind, können 

1. die Telexverbindungsgebühren im Anschluß an 
eine Tel ex Verbindung dem Telexteilnehmer zu¬ 
geschrieben werden, 

2. Telexrundschreibverbindungen nach Bestim¬ 
mung der Deutschen Bundespost hergestellt 
werden. 

Die besonderen Wahlkennzeichnungen für das Zu- 
schrciben der Telex verbindungsgebühren und für 
das Herstellen der Telexrundschreibverbindungen 
sind vom Telexteilnehmer durchzuführen. 
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(6) Ist dem Teiextoilnehmer die Telexnummer des 
gewünschten Anschlusses nicht bekannt, so gibt 
ihm die Deutsche Bundespost diese auf fernschrift¬ 
liche Anfrage bekannt. Das Verfahren und den Um¬ 
fang der Auskunftsorteilung bestimmt die Deutsche 
Bundespost. 

(7) Telegramme können von Telexstellen bei der 
dafür vorgesehenen Dienststelle aufgegeben wer¬ 
den. 

(8) Für die Beobachtung von Telexhauptanschlüs¬ 
sen und für die Ausführung von Leistungen, die 
nicht besonders geregelt sind, gilt § 38 Abs. 3 der 
Fernmeldeordnung sinngemäß. 

(9) Telex Verbindungen können unterbrochen oder 
in ihrer Verbindungsdauer beschränkt werden, 
wenn wichtige dienstliche Gründe es erfordern. Te¬ 
lexverbindungen mit Seefunkstellen werden nur so 
lange aufrechterhalten, wie die Verbindung mit der 
Küstenfunkstelle besteht. 

(10) Die Dienstzeiten der Telexvermittlungsstel¬ 
len werden von der Deutschen Bundespost festge¬ 
setzt. 

Teil II 

ölten Ui ches Datexnetz 
§9 

Allgemeines, 

Gestaltung des öffentlichen Datexnetzes, 
Datexteilnehmereinrichtungen 

(1) Das öffentliche Dafexnelz wird von der Deut¬ 
schen Bundespost als Wähl netz für eine Übertra- 
gungsgeschwindigkeil bis zu 200 bit/s zur allgemei¬ 
nen Benutzung bereMgehalten. Es dient dem Daten¬ 
verkehr der Datexi ei Inehmer; § 1 Abs. 1 Satz 3 gilt 
sinngemäß. 

(2) Das öffentliche Datennetz besteht aus den Da¬ 
tex Vermittlungsstellen, den Leitungen zwischen ih¬ 
nen und den Datexteilnehmereinrichtungen; § 1 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt sinngemäß. 

(3) Das öffentliche Datexnetz ist in Zentralver- 
mittlungsstellenbereiche, diese sind in Hauptver- 
m ittlungsstellcnbcre i che aufgeteilt. Die Grenzen 
der Haupt- und Zentral Vermittlung*stellenbereiche 
des Datexnetzes entsprechen den nach § 1 Abs. 3 
lest gelegten Bereichsgrenzen des öffentlichen Te¬ 
lexnetzes. 

(4) Die Deutsche Bundespost überläßt Datexteil¬ 
nehmereinrichtungen oder gestattet deren Verbin¬ 
dung mi t dem öff entlichen Da texnetz. Datexteilneh¬ 
mereinrichtungen sind Datexhauptanschlüsse und, 
soweit die Deutsche Bundespost dies zuläßt, die 
über Datexhauptanschlüsse mit dem öffentlichen 
Datex netz verbundenen privaten Endeinrichtungen. 
Die Deutsche Bundespost bestimmt die technische 
Gestaltung der Datexteilnehmereinrichtungen, aus¬ 
genommen die der privaten Endeinrichtungen. Für 
private Endeinrichtungen gilt §12 Abs. 1 Satz 2 
un d 3. 


§ 10 

Datexhauptanschlüsse 

(1) Datexhauptanschlüsse sind Einzelanschlüsse. 
Bei einem Datexhauptanschluß ist die unmittelbar 
angeschaltete Endeinrichtung Hauptstelle. Datex¬ 
hauptanschlüsse sind durch Leitungen (Amtsleitun¬ 
gen) unmittelbar mit der Datexvermittlungsstelle 
verbunden. 

(2) Die Deutsche Bundespost setzt die Rufnum¬ 
mern der Datexhauptanschlüsse fest. Die Rufnum¬ 
mern können aus technischen oder betrieblichen 
Gründen geändert werden. 

(3) Soweit die technischen Voraussetzungen ge¬ 
geben sind, kann die Deutsche Bundespost beson¬ 
dere Einrichtungen in der Datexvermittlungsstelle 
für Datexhauptanschlüsse bereitstellen; die Vor¬ 
schriften für Telexhauptanschlüsse nach § 3 Abs. 4 
Nr. 2 und 3 gelten für Datexhauptanschlüsse sinnge¬ 
mäß. 

§ H 

Datexteilnehmerverhältnis 

(1) Datexteilnehmer ist der Inhaber des Datex¬ 
hauptanschlusses und der weiteren Datexteilneh¬ 
mereinrichtungen, die zu diesem Datexhauptan¬ 
schluß gehören. 

(2) Für das Rechtsverhältnis des Datexteilneh¬ 
mers zur Deutschen Bundespost gelten § 9 Abs. 2, 
§§ 10 bis 14, 17 und 18, §§ 20 und 21, § 39 Abs. 1, 2 
und 4 sowie § 52 der Fernmeldeordnung und die 
Vorschriften für Telexteilnehmer nach § 6 Abs. 3 
und 4 sinngemäß. 

§ 12 

Zusätzliche Bestimmungen 
für die Neuanschließung und Unterhaltung 
von Datexteilnehmereinrichtungen 

(1) Die Deutsche Bundespost stellt den Datex¬ 
hauptanschluß bis zum Fernschaltgerät einschließ¬ 
lich her. Die an das posteigene Fernschaltgerät an¬ 
zuschließenden Einrichtungen (Endeinrichtungen) 
werden vom Datexteilnehmer als private Einrich¬ 
tungen beschafft. Sie müssen von der Deutschen 
Bundespost zum Betrieb im öffentlichen Datexnetz 
zugelassen sein und den vorgeschriebenen An¬ 
schließungsbedingungen (Schnittst ellenbedingun- 
gen) entsprechen. Die Anschließung privater End- 
einrichtungen an das öffentliche Datexnetz bedarf 
der Anschließungsgenehmigung der Deutschen Bun¬ 
despost. 

(2) Datexteilnehmereinrichtungen werden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, von der Deutschen Bun¬ 
despost unterhalten. Auf Antrag des Datexteilneh- 
mers kann die Deutsche Bundespost private Endein¬ 
richtungen unterhalten, soweit sie in den Fern- 
schreib- und Datexgebührenvorschriften aufgeführt 
sind und nicht von der Unterhaltung ausgeschlos¬ 
sen wurden. Für die Unterhaltung durch die Deut¬ 
sche Bundespost gilt § 7 Abs. 6 Satz 2 bis 5 sinnge- 
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maß. End cd n rieh Um gen, die nicht von der Deut¬ 
schen Bundespost, unter}]alten werden, werden von 
privaten Unternehmern, die von der Deutschen 
Bundespost für die Herstellung und Unterhaltung 
von Endeinrichtungen des öffentlichen Da texnetz es 
zu gelassen sind, berge stellt und unterhalten. 

§13 

Datexverbindungen und zusätzliche Dienste 

(1) Die Abwicklung des Datoxverkchrs im Öffent¬ 
lichen Datexnetz ist Datex dienst. Der Datexdienst 
wird von Dalex.Vermittlungsstellen mit Wählbetrieb 
wahrgenommen. DatexVerbindungen sind vom Da¬ 
texteilnehmer selbst zu wählen. 

(2) Da tex Verbindungen sind Verbindungen zwi¬ 
schen Datexhauptanschlüssen. 

(3) Soweit die technischen Voraussetzungen ge¬ 
geben sind, können Datexverbindungsgebühren zu¬ 
geschrieben und Da texrundschreib Verbindungen 
hergestellt werden. Die Vorschriften für Telexver- 
bindungen nach § 8 Abs. 5, 6, 8 und 9 Salz 1 sowie 
Absatz 10 gelten sinngemäß. 


Teil III 

Sonstige Bestimmungen 

§ 14 

Fernschreiheinrichlungen an posteigenen 
Telegrafenstromwegen 

Die Deutsche Bundespost kann private Fern- 
s c h r e i b e i n r i c h 1 1 i n g cn, die a n p o st eigenen Telegra¬ 
fenstromwegen an geschlossen, sind (§ 44 der Fern¬ 


meldeordnung), unterhalten; für das Rechtsverhält¬ 
nis gelten die §§ 11, 12 Abs. 4 bis 10, §§ 13, 20 und 
52 der Fernmeldeordnung und die Vorschriften für 
Datexteilnehmer nach § 12 Abs. 1 Satz 3 sowie Ab¬ 
satz 2 Satz 2 und 3 sinngemäß. 

§15 

Femschi eibeinrichtungen 
bei Nachrichtenaufnahmestellen 

Private Fernschreibeinrichtungen zur Nachrich¬ 
tenaufnahme für Funknachrichten an einen oder 
mehrere Empfänger (§ 50 Abs. 7 der Fernmeldeord- 
nung) werden auf Antrag des Nachrichtenempfän¬ 
gers von der Deutschen Bundespost angeschlossen 
und unterhalten; für das Rechtsverhältnis gilt § 14 
sinngemäß. 

§ 16 

Gebühren 

Die Gebühren für den Fernschreib- und den Da- 
texdienst sind in der Anlage — Fernschreib- und 
Datexgebührenvorschriften (FsDxGV) — festgelegt. 

§ 17 

Auslands verkehr 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten 
auch für den Auslandsverkehr, soweit nicht der In¬ 
ternationale Fernmeldevertrag nebst seinen Voll¬ 
zugsordnungen, andere zwischenstaatliche Abkom¬ 
men oder besondere Benutzungsverordnungen et¬ 
was anderes vorschreiben. 
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Anlage (zu § 16) 

Fernschreib- und Datexgebührenvorschriften 
(FsDxGV) 

Inhaltsübersicht 

1. Öffentliches Telexnctz 

1.1. Grundgebühren für Telexhauptanschlüsse 

1.2. Telexnebenanschlüsse 

1.2.1. Leitungsgebühren 

1.2.2. Ausgleichsgebühren 

1.2.3. Sonstige Gebühren 

1.3. An Telexverteilanlagen angeschlossene Telexnebenstellen 

1.4. Besonders kostspielige Leitungen 

1.5. Anschließungs-, Übernahme-, Verlegungs-, Änderungs-, Abnahme- und Überprüfungsgebühren 
sowie Bearbeitungsgebühren 

1.6. Telex verbindungsgebühren 

2. Öffentliches Datexnetz 

2.1. Grundgebühren für Datexhauptanschlüsse 

2.2. Anschließungs-, Übernahme-, Verlegungs-, Änderungs-, Abnahme- und Überprüfungsgebühren 
sowie Bearbeitungsgebühren 

2.3. Datexverbindungsgebühren 

3. Nebengebühren 

3.1. Gebühren für Zusatzeinrichtungen 

3.1.1. Grundgebühren 

3.1.2. Anschließungs- und Änderungsgebühren 

3.1.3. Bearbeitungsgebühren 

3.2. Unterhaltungsgebühren 

3.3. Gebühren für überlassene Fernschreibeinrichtungen 

% 

3.4. Amtliche Verzeichnisse 


3.5. Besondere Leistungen 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


1- Öffentliches Telexnetz 


1.1. Grundgebühren für Telex¬ 
hauptanschlüsse 

(§ 3 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst) 

1 Monatliche Grundgebühr für einen Telexhaupt¬ 
anschluß . 


2 


Monatliche Grundgebühr für einen Telexhaupt¬ 
anschluß, der Rundschreibverkehr mit fünf oder 
weniger Teilnehmern ermöglicht . 


Zu Nr. 1 und 2 

1. Die Grundgebühr ist die monatliche Ver¬ 
gütung für die Bereithaltung des Anschluß¬ 
organs bei der Telexvermittlungsstelle, gege¬ 
benenfalls der Rundschreibeinrichtung bei der 
Telex Vermittlungsstelle, der zu der Hauptstelle 
führenden zweidrähtigen Amtsleitung und der 
ersten Anschlußdose. 

2. Telexhauptanschlüsse können ausnahmsweise 
vierdrähtig angeschlossen werden. Als Ab¬ 
geltung für die vierdrähtige Führung wird als 
monatlicher Zuschlag zur Grundgebühr die 
Gebühr nach 1.2.1 Nr. 1 erhoben. Endpunkte 
der Amtsleitung sind hierbei die Hauptstelle 
des Telexhauptanschlusses und der Entfer¬ 
nungsmeßpunkt des Fernsprechortsnetzes, in 
dessen Bereich der Telexhauptanschluß liegt. 


80,— 


450,— 


3 


Monatlicher Zuschlag zur Grundgebühr nach Nr. 1 

für Direktruf zu einem Telexhauptanschluß . 

Telexhauptanschlüsse mit dem Leistungsmerk- 
mal nach Nr. 3 können ankommend von allen 
Telexanschlüssen erreicht werden und abgehend 
nur mit einem vom Teilnehmer bestimmten 
Telexanschluß verbunden werden. 


für die Bereithaltung einer Kurzwahleinrichtung für 

4 bis zu acht Kurz wahlnummern . 

5 bis zu 64 Kurzwahlnummern. 


5 , 


15- 

50,- 


1.2. Telexnebenanschlüsse 

(§ 4 Abs. 1 bis 3 und 5 der Verordnung für 
den Fernschreib- und den Datexdienst) 

1.2.1. Leitungsgebühren 

Monatliche Leitungsgebühren bei posteigenen Telex¬ 
nebenanschlußleitungen, die in Linien des allgemeinen 
Netzes der Deutschen Bundespost geführt sind, für 
jede Leitung 

bei einer gebührenpflichtigen Leitungslänge bis 
10 km 

1 für je 100 m . 


4,- 










396 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1974, Teil I 


Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


bei einer gebührenpflichtigen Leitungslänge von 


mehr als 10 km 


2 

3 

4 

5 


6 

7 


für den Teil bis 10 km je 100 m . 

» » » von mehr als 10 bis 50 km je 100 m 

» » » » » » 50 » 100 km » 100 m 

» » » » » »100 km je 100 m 

Monatlicher Zuschlag zu den Gebühren nach Nr. 1 
bis 5 bei vierdrähtiger Führung von Telexausnahme¬ 
nebenanschlußleitungen 

zu einem Endpunkt. 

zu beiden Endpunkten .. 

Zu Nr. 6 und 7 

Ist der Zuschlag nach Nr. 6 oder 7 höher als 
die Gebühr nach Nr. 1, so wird als Zuschlag 
die Gebühr nach Nr. 1 erhoben. 

Zu Nr. 1 bis 7 

1. Für Telexregelnebenanschlußleitungen wer¬ 
den Gebühren nach Abschnitt 4.1 Nr. 1 und 5 
der Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) erhoben. 

2. Als gebührenpflichtige Leitungslänge gilt bei 
Entfernungen bis 50 km die Entfernung zwi¬ 
schen den Endpunkten der Leitung; bei Ent¬ 
fernungen von mehr als 50 km gilt als gebühren¬ 
pflichtige Leitungslänge die Entfernung zwi¬ 
schen den Fernsprechortsnetzen, in deren Be¬ 
reich die Endpunkte der Leitung liegen. § 33 
Abs. 1 der Fcrnmeldeordnung wird angewendet. 
Beträgt die Entfernung zwischen den End¬ 
punkten mehr als 50 km, die Entfernung zwi¬ 
schen den Fernsprechortsnetzen dagegen 50 km 
oder weniger, so ist die zwischen den End¬ 
punkten ermittelte Entfernung maßgebend. 

3. Die Meß- oder Berechnungsverfahren für die 
Ermittlung der Entfernungen und deren Run¬ 
dung bestimmt die Deutsche Bundespost, 


1.2.2» Ausgleichsgebühren 


4,— 
1,40 
0,40 
0,16 


150,— 
300,— 


1 Monatliche Ausgleichsgebühr bei Telexregelneben¬ 
anschlußleitungen mit Endpunkten auf verschiedenen, 
nicht benachbarten Grundstücken nach Telexregel¬ 
nebenstellen, für jede Leitung . 



Als verschiedene Grundstücke gelten alle 
Bodenflächen, die durch dem öffentlichen Ver¬ 
kehr dienende Wege und Plätze, Gewässer, 
Mauern, Zäune oder in anderer Weise getrennt 
sind, und zwar auch dann, wenn zwischen den 
so gegeneinander abgegrenzten Bodenflächen 
Brücken, Tunnel, Bahnen, Förderbänder, Rohre, 
Durchlässe oder ähnliche Verbindungsele¬ 
mente bestehen; als verschiedene Grundstücke 
gelten ferner solche Bodenflächen, die für sich 
getrennte wirtschaftliche Einheiten bilden ohne 
Rücksicht darauf, ob sie äußerlich erkennbar 
gegeneinander abgegrenzt sind oder nicht. 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Monatliche Ausgleichsgebühren bei Telexausnahme¬ 
nebenanschlußleit ungen 


2 

3 

4 

5 

6 


für jede Leitung mit einer gebührenpflichtigen 
Leitungslänge 

bis zu 10 km. 

von mehr als 10 bis 25 km. 

» » » 25 » 50 km. 

» » » 50 » 100 km. 

» » » 100 km ... 


80,— 
150,— 
230 — 
380,— 
580,— 


Zu Nr. 1 bis 6 

1. Für die Ermittlung der gebührenpflichtigen 
Leitungslängen gelten die Vorschriften 2 und 3 
zu 1.2.1 Nr. 1 bis 7 sinngemäß. 

2. Die Ausgleichsgebühren nach Nr. 1 bis 6 
gelten für posteigene und private Leitungen. 


1.2.3. Sonstige Gebühren 

Monatlicher Gebührenzuschlag für jede amtsberech¬ 
tigte Telexnebenstelle ... 

Bet Anschlußdosenanlagen wird der Zuschlag 
unabhängig von der Zahl der Fernschreib¬ 
maschinen für jedes amtsberechtigte Anschluß¬ 
organ erhoben, das mit einer Anschlußdosen¬ 
anlage belegt ist. 

1.3, An Telexverteilanlagen angeschlossene 
T el exnebenstellen 

(§ 4 Abs, 4 der Verordnung für den Fern¬ 
schreib- und den Datexdienst) 

Monatliche Gebühren für an Telexverteilanlagen an¬ 
geschlossene Telexnebenstellen . 



Gebühren nach Abschnitt 1.2 


1.4. Besonders kostspielige Leitungen 

(§ 4 Abs. 5, § 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 der 
Verordnung für den Fernschreib- und den 
Datexdienst in Verbindung mit § 9 Abs. 2 der 
Fernmeldeordnung) 

Einmalige Gebühr für Leitungsabschnitte, die in neu 
errichteten Linien oder Linienabschnitten geführt 
werden, die der Anschließung nur einzelner abgele¬ 
gener Telexstellen oder anderer Telexteilnehmer¬ 
einrichtungen dienen, je Leitung für jede volle oder 
angefangene 100 m Luftlinienentfernung. 

Monatlicher Zuschlag zu den Leitungsgebühren nach 
1-2.1 Nr. 1 bis 5 für Leitungen, die wegen Über¬ 
schreitung der zulässigen Umwegfaktoren besonders 
kostspielig sind 


Gebühren nach Abschnitt 5 Nr. 1 und 2 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 
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Nr. 


2 


bei Regelleitungen 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Gebühren nach Abschnitt 5 Nr. 3 der Fern¬ 
meldegebührenvorschriften (Anlage 3 zur 
Fernmeldeordnung) 


3 


bei Ausnahmeleitungen 


50 v. H. der Gebühren nach 1.2.1 Nr. 1 bis 5 


4 


Einmalige Gebühr und Zuschläge zu den monatlichen 
Gebühren für Leitungen bei außergewöhnlichen Ge¬ 
ländeschwierigkeiten und für Leitungen, die wegen 
Sonderwünschen des Teilnehmers oder aus anderen 
Gründen als nach Nr. 1 bis 3 besonders kostspielig 
sind, für die besonders kostspielige Strecke . 


Gebühren nach Abschnitt 5 Nr. 5 und 6 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


1.5. Anschließungs-, Übernahme-, 

Verlegungs-, Änderungs-, Abnahme- 
und Überprüfungsgebühren sowie 
Bearbeitungsgebühren 

(§ 6 Abs. 2 sowie §§14 und 15 der Verordnung 
für den Fernschreib- und den Datexdienst in 
Verbindung mit §§11 und 17 Abs. 1 und 2 der 
Fernmeldeordnung) 


Anschließungsgebühren 

Für die Anschließung von Telexhauptanschlüssen . . 


Bei einem Telexhauptanschluß, der mehr als 
zweidrähtig zur Hauptstelle geführt wird, 
zählen je zwei Adern als ein Telexhaupt¬ 
anschluß. 


Gebühren nach Abschnitt 1.1.2 Nr. 1 bis 3 
der Fernmeldegebührenvorschriften (An¬ 
lage 3 zur Fernmeldeordnung) 


Für die Anschließung von in Linien des allgemeinen 
Netzes der Deutschen Bundespost geführten Telex¬ 
regelnebenanschlußleitungen je Leitungsende. 


Zu Nr. 1 und 2 

Bei gleichzeitiger Herstellung und Anschließung 
von Regelhauptanschlüssen und Regelleitungen 
desselben Teilnehmers werden Anschließungs¬ 
gebühren nach Abschnitt 1.1.2 Nr. 2 und 3 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 zur 
Fernmeldeordnung) erhoben. 


Gebühren nach Abschnitt 4.4 Nr. 1 bis 3 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Für di.e Anschließung jeder Telexausnahmeneben¬ 
anschlußleitung je Leitungsende. Gebühren nach Abschnitt 4.4 Nr. 4 der 

Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Übemahmegebühr 


4 


Für die Übernahme bereits vorhandener Telexteil¬ 
nehmereinrichtungen des Raumvorgängers durch 
den Raumnachfolger je Hauptstelle gemäß § 3 Abs. 1 
Satz 2, § 4 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 Satz 3 der Ver¬ 
ordnung für den Fernschreib- und den Datexdienst 


1. Mit der Gebühr ist die Übernahme aller 
anderen mit der Hauptstelle unmittelbar oder 
mittelbar verbundenen Telexteilnehmereinrich¬ 
tungen und die Änderung des Kennungsgebers 
abgegolten. 

2. Bei eigenmächtiger übernähme von Telex¬ 
teilnehmereinrichtungen gemäß § 11 Abs. 12 
der Fernmeldeordnung wird im Falle der Neu¬ 
begründung eines Telexteilnehmerverhältnisses 
die doppelte Gebühr erhoben. 


Gebühren nach Abschnitt 1.1.2 Nr. 5 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Verlegungsgebühren 


5 Für die Verlegung von Telexhauptanschlüssen 


Gebühren nach Abschnitt 1.1.2 Nr. 6 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Änderungsgebühren 


6 


Für die Änderung von Telexhauptanschlüssen infolge 
Bereitstellung oder Aufhebung der besonderen Ein¬ 
richtungen in der Telexvermittlungsstelle (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 der Verordnung für den Femschreib- und den 
Datexdienst) . 


Die Gebühr wird neben den Gebühren nach 
Nr. 1 und 5 nicht erhoben. 


50,— 


7 


Für die Bereitstellung oder Änderung einer Kurz¬ 
wahlnummer (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 der Verordnung für 
den Fernschreib- und den Datexdienst). 


5 ,— 


8 


Für die Änderung von Telexnebenanschlußleitungen 
infolge Verlegung der Einrichtung an ihrem End¬ 
punkt . 


Bei Anwendung der Gebühren nach Nr. 8 sind 
Telexausnahmenebenanschlüsse Telex regel- 
nebenanschlüssen gleichgestellt. 


Gebühren nach Abschnitt 4.4 Nr. 5 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


9 


Für andere Änderungen als nach Nr. 6 bis 8 


Gebühren nach Abschnitt 3 der Fernmelde¬ 
gebührenvorschriften (Anlage 3 zur Fern¬ 
meldeordnung) 
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Nr. 


C 


Gegenstand 


Verbindungsdauer für eine Gebühren¬ 
einheit von 0,10 DM in der Zeit von 


6 bis 18 Uhr 
(Taggebühr) 
Sekunden 


18 bis 6 Uhr 
(Nachtgebühr) 
Sekunden 


1.6. Telexverbindungsgebühren 

(§ 8 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst) 


(Zentralvermittlungsstellenbereich) 

für Telexverbindungen innerhalb des Zentralver- 
mittlungsstellcnbereichs (I. Zone). 


15 


45 


2 


3 


(Weitverkehrsbereich) 

für Telex verbind ungen zwischen verschiedenen 
Zentralvermittlungsstellenbereichen (II. Zone) ... 


Zu Nr. 1 und 2 

Werden in besonderen Fällen Telexverbindun¬ 
gen ausnahmsweise hand vermittelt her gestellt, 
so wird die Taggebühr nach Nr. 1 oder 2 für 
mindestens 3 Minuten Verbindungsdauer er¬ 
hoben. Bei länger als 3 Minuten dauernden 
Telexverbindungen wird die Verbindungsdauer 
auf volle Minuten aufgerundet. 


Gebühren für eine Telexverbindung mit Seefunk¬ 
stellen 

Telexverbindungsgebühr . 


8 4 / 7 


Gebühr 

DM 


Gebühren nach Nr. 1 oder 2 


45 


Als Telexverbindungsgebühr wird nur die Ge¬ 
bühr erhoben, die der Gebühr für eine hand¬ 
vermittelte Telexverbindung gleicher Dauer 
zwischen der Küstenfunkstelle und dem an Land 
beteiligten Telexhauptanschluß entspricht. 


4 


Küstengebühr. 

Die Gebühr gilt für Telex Verbindungen bis zu 
drei Minuten Dauer. Für jede überschießende 
Minute wird ein Drittel der Gebühr erhoben. 


5 


6 

7 


Zuschlag zu den Telex verbindungsgebühren 

(§ 8 Abs. 5 der Verordnung für den Fernschreib¬ 
und den Datexdienst) 

für das Zuschreiben der Gebühren im Anschluß an 
eine Telex Verbindung .. 

für die Bereitstellung einer TelexrundschreibVer¬ 
bindung mit 

3 bis 10 Telexhauplanschlüssen. 

11 bis 30 Telexhauptanschlüssen. 


12 ,- 


0,30 


6 - 


15- 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


2. Öffentliches Datexnetz 


2.1. Grundgebühren für Datex¬ 
hauptanschlüsse 

(§ 10 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst) 

1 Monatliche Grundgebühr für einen Datexhaupt¬ 
anschluß .... 


200 ,— 


1. Die Grundgebühr ist die laufende Vergütung 
für die Bereithaltung des Anschlußorgans bei 
der Datexvermittlungsstelle, der zu dem Datex¬ 
hauptanschluß führenden Amtsleitung und des 
Fernschaltgerätes. 

2. Für besonders kostspielige Amtsleitungen 
werden einmalige und monatliche Gebühren 
nach 1.4 Nr. 1 und 4 erhoben. 


2 


Monatlicher Zuschlag zur Grundgebühr 
für Direktruf zu einem Datexhauptanschluß 


Gebühr nach 1.1 Nr. 3 


Vorschrift zu 1.1 Nr. 3 gilt sinngemäß. 


3 


für die Bereithaltung einer Kurzwahleinrichtung 
für 

bis zu acht Kurz wahlnummern ... 


Gebühr nach 1.1 Nr. 4 


4 


bis zu 64 Kurzwahlnummern 


Gebühr nach 1.1 Nr. 5 


2.2. Anschließungs-, Übernahme-, Ver- 
legungs-, Änderungs-, Abnahme- und 
Überprüfungsgebühren sowie 
Bearbeitungsgebühren 

(§11 Abs. 2 der Verordnung für den Fern¬ 
schreib- und den Datexdienst in Verbindung 
mit §§11 und 17 Abs. 1 und 2 der Fernmelde- 
ordnung) 


Anschließungsgebühren 

1 Für die Anschließung von Datexhauptanschlüssen .. 


Gebühren nach 1.5 Nr. 1 


2 


Ü bernahm egebühr 

Für die Übernahme bereits vorhandener Datexteil¬ 
nehmereinrichtungen des Raumvorgängers durch den 
Raumnachfolger, je Hauptstelle gemäß § 10 Abs. 1 
Satz 2 der Verordnung für den Fernschreib- und den 
Datexdienst.. 


Gebühren nach 1.5 Nr. 4 


Vorschrift 1 und 2 zu 1.5 Nr. 4 gilt sinngemäß. 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Verlegungsgebühren 

3 Für die Verlegung von Datexhauptanschlüssen .... Gebühren nach 1.5 Nr. 5 


Änderungsgebühren 

4 Für die Änderung von Datexhauptanschlüssen infolge 
Bereitstellung oder Aufhebung der besonderen Ein¬ 
richtungen in der Datexvermittlungsstelle (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 der Verordnung für den Fernschreib- und den 

Datexdienst) . Gebühren nach 1.5 Nr. 6 

Die Vorschrift zu 1.5 Nr. 6 gilt sinngemäß. 

5 Für die Bereitstellung oder Änderung einer Kurz¬ 
wahlnummer (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 der Verordnung für 


den Fernschreib- und den Datexdienst) . Gebühren nach 1.5 Nr. 7 

6 für andere Änderungen als nach Nr. 4 und 5 . Gebühren nach 1.5 Nr. 9 


Abnahme- und Überprüfungsgebühren 

Für jede Wiederholung der Abnahme oder der Nach¬ 
prüfung der Teilnehmereinrichtung, die an das öffent¬ 
liche Datexnetz angeschlossen sind, 

7 für die erste Arbeitsstunde...... Gebühren nach 1.5 Nr. 10 

8 für jede weitere Arbeitsstunde. Gebühren nach 1.5 Nr. 11 

Zu Nr. 7 und 8 

Die Vorschrift zu 1.5 Nr. 10 und 11 gilt sinn¬ 
gemäß. 


Bearbeitungsgebühren 

Für die Bearbeitung eines nach der Bestätigung durch 
die Deutsche Bundespost vom Datexteilnehmer 
zurückgezogenen Antrags, wenn seit der Bestätigung 
des Antrags schon Schalt- oder Bauarbeiten geleistet 
worden sind, 


9 


je beantragtem Datexhauptanschluß Bearbeitungs¬ 
gebühr .. 


Gebühren nach 1.5 Nr. 13 










404 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1974, Teil I 


Verbindungsdauer für eine Gebühren¬ 
einheit von 0,10 DM in der Zeit von 


Nr. 


Gegenstand 


6 bis 18 Uhr 
(Taggebühr) 
Sekunden 


18 bis 6 Uhr 
(Nachtgebühr) 
Sekunden 


2.3. Datexverbindungsgebühren 

(§13 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst) 


(Zentralvermittlungsstellenbereich) 

1 Für Datexverbindungen innerhalb des Zentralver- 
mittlungsstellenbereichs (I. Zone) ... 


15 


45 


2 


(Weitverkehrsbereich) 

für Datexverhindungen zwischen verschiedenen Zen¬ 
tral vermittlungsstellenbereichen (IL Zone) . 


Zu Nr. 1 und 2 

Werden in besonderen Fällen Datexverbindun- 
gen ausnahmsweise handvermittelt hergestellt, 
so wird die Taggebühr nach Nr. 1 oder 2 für 
mindestens 3 Minuten Verbindungsdauer er¬ 
hoben. Bei länger als 3 Minuten dauernden 
Datexverbindungen wird die Verbindungsdauer 
auf volle Minuten auf gerundet. 


8 4/7 


45 


Gebühr 

DM 


3 


4 


Zuschlag zu den Datexverbindungsgebühren 

für das Zuschreiben der Gebühren im Anschluß an 

eine Datexverbindung. Gebühr nach 1.6 Nr. 5 

für die Bereitstellung einer Datexrundschreibver¬ 
bindung mit 

3 bis 10 Datexanschlüssen . Gebühr nach 1.6 Nr. 6 


5 


11 bis 30 Datexanschlüssen 


Gebühr nach 1.6 Nr. 7 
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Nr. 


Gegenstand 


Monatliche Gebühr 

DM 


3. Nebengebühfen 


1 


2 


1 


2 


1 


3.1. Gebühren für Zusatzeinrichtungen 

(§ 5 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst) 

3.1.1. Grundgebühren 
Anschlußdose als Zusatzeinrichtung 

für jede Anschlußdose... 

Die erste Anschlußdose als Abschluß der Amts¬ 
leitung ist keine Zusatzeinrichtung. 

Zusatzeinrichtungen, die nicht von der Deutschen 
Bundespost unterhalten werden 

für jede mit einer Fernschreibeinrichtung verbun¬ 
dene Zusatzeinrichtung. 

Zu Nr. 1 und 2 

Für Zusatzeinrichtungen bei privaten Telex- 
nchenstellenanlagen, die nicht von der Deut¬ 
schen Bundespost unterhalten werden, werden 
die Gebühren nach Nr. 1 und 2 nicht erhoben. 


3.1.2. Anschließungs- und Änderungsgebühren 

Für die Anschließung, Verlegung oder Auswechslung 
einer Anschlußdose als Zusatzeinrichtung.. 


Für die Anschließung oder Auswechslung einer ohne 
Anschlußdose mit der Telexstelle oder dem Datex¬ 
hauptanschluß verbundenen Zusatzeinrichtung .... 

Zu Nr. 1 und 2 

1. Die Verlegungsgebühr schließt die Änderung 
der mit der Zusatzeinrichtung verbundenen 
Leitungen ein. 

2. Auswechslungsgebühren werden nur für 
Auswechslungen erhoben, die vom Teilnehmer 
beantragt sind. 

3. Wird die Auswechslung zusammen mit der 
Verlegung der Zusatzeinrichtung beantragt und 
ausgeführt, so wird neben der Verlegungs- 
gebühr keine Auswechslungsgebühr erhoben. 

3.1.3. Bearbeitungsgebühren 

Für die Bearbeitung eines nach der Bestätigung durch 
die Deutsche Bundespost vom Teilnehmer zurück¬ 
gezogenen Antrags, wenn seit der Bestätigung des 
Antrags be reits Sch alt- oder Bau arbeiten geleistet 
worden sind, je beantragtet Teilnehmereinrichtung 
Beat bei tungsgeb ühren. 


Gebühr nach Abschnitt 1.3.1 Nr. 1 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeotdnung) 


Gebühr nach Abschnitt 1.3.1 Nr. 43 der 
Femmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Gebühr 

DM 


Gebühren nach Abschnitt 1.3.2 Nr. 1 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Gebühren nach Abschnitt 1.3,2 Nr. 2 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


in Höhe der Hälfte der pauschalen An¬ 
schließungs-, Verlegungs- oder Auswechs- 
lungsgebühren 
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Nr. 


Gegenstand 


Monatliche Gebühr 
DM 


3.2. Unterhaltungsgebühren 

(§§ 7, 12, 14 und 15 der Verordnung für den 
Fernschreib- und den Datexdienst) 


1 Fernschreibmaschine einschließlich Fernschalt¬ 
gerät an posteigenen Telegrafenstromwegen .. . 


145,— 


1. Mit der Unterhaltungsgebühr ist bei Streifen¬ 
schreibern die Unterhaltung des eingebauten 
Lochstreifensenders und des eingebauten Loch¬ 
streifenempfängers abgegolten. 

2. Für eingebaute Schaltzusätze, die Lokal¬ 
betrieb ermöglichen, wird der Zuschlag nach 
Nr. 4 erhoben. 

3. Für Fernschreibmaschinen, die über ein 
Zwei wegefern schaltgerät wahlweise im öffent¬ 
lichen Telexnetz oder an posteigenen Tele¬ 
grafenstromwegen betrieben werden können, 
werden Gebühren nach Nr. 1 und 4 erhoben. 

4. Für Fernschreibmaschinen, die vom Teil¬ 
nehmer als Hrsatzmaschinen im Störungsfalle 
bercitgestellt werden, werden keine Gebühren 
erhoben. Werden solche Ersatzmaschinen zum 
Herstellen von Lochstreifen verwendet, werden 
Gebühren nach Nr. 4 und 19 erhoben. 


2 Fernschreibmaschinen in Fernsetzanlagen . 

1. Ersatzmaschinen und Ersatzteile werden 
nicht bereitgestellt. 

2. Grundüberholungen werden nur gegen Er¬ 
stattung der nach Aufwand berechneten Kosten 
aus geführt. 

3 Fernschreibmaschinen einschließlich Fernschalt¬ 
gerät in allen anderen Fällen. 

Die Vorschriften 1 bis 4 zu Nr. 1 gelten sinn¬ 
gemäß. 


4 


Zuschlag zu den Gebühren nach Nr. 1 und 3 bei 
Verwendung 

eines Fernschaltgeräts mit Schaltzusatz für Lokal¬ 
betrieb oder eines Zweiwegefernschaltgeräts .... 


145,— 


69- 


4,~ 


5 


Datenfernschaltgerät für Schrittgeschwindigkeit 
über 75 Baud. 


20 - 


6 


Fernschaltgerät zum Anschalten eines Rechners 
statt einer Fernschreibmaschine . 


Zu Nr. 5 und 6 

Ersatzfcrnschaltgeräte werden nicht bereit¬ 
gestellt. 


7 

8 

9 


Lochstreifensender 

Einzelgerät . 

Anbaugerät. 


Lochstreifensender in Fernsetzanlagen. 

Die Vorschriften 1 und 2 zu Nr. 2 gelten sinn¬ 
gemäß. 


11 , 


24- 

16,— 


24- 
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Nr. ' 

i 

Gegenstand 

Monatliche Gebühr 

DM 


Umschalter für Lochstreifensender zur wahl¬ 
weisen Anschaltung von 


10 

2 Lochstreifensendern. 

4,- 

11 

mehr als 2 Lochstreifensendern .. 

Zu Nr. 10 und 11 

Maßgebend für den Gebührenansatz ist die Zahl 
der anschaltbaren Lochstreifensender. 

8- 

12 

Telexanrufbeantworter. 

24- 

13 

Einzellaufnummerngeber. 

Lochstreifensender, die in Verbindung mit Ein¬ 
zellaufnummerngeber verwendet werden 

26,- 

14 

Einbahnensender .. 

39,- 

15 

Zweibahnensender. 

Zu Nr. 10 bis 15 

Ersatzapparatc werden nicht bereitgestellt. 

E mpfangslocher 

52,- 

16 

Einzel gerät .. 

24,- 

17 

Anbaugerät. 

16- 

18 

Empfangslocher in Fernsetzanlagen . 

Die Vorschriften 1 und 2 zu Nr. 2 gelten sinn¬ 
gemäß. 

24,- 

19 

Druckender Empfangslocher. 

42,- 

20 

Lochstreifenübertrager. 

Zu Nr. 19 und 20 

Ersatzapparate werden nicht bereitgestellt. 

65,— 

21 | 

Handlochet. 

24,- 

22 

Neben- oder Zwischenstellenumschalter ein¬ 



schließlich Stromversorgung... 

11- 

23 

Nebenstellenumschalter F für den Anschluß von 



zwei Doppelstromleitungen. 

Klinkenumschalter 

24- 

24 

bis zu 20 Klinken. 

16- 

25 

mit mehr als 20 bis 40 Klinken . 

28,- 

26 

mit mehr als 40 bis 60 Klinken . . . . ■. 

40- 

27 

über 60 Klinken für je 20 Klinken mehr . 

Zu Nr. 23 bis 27 

Ersatzapparate werden nicht bereitgestellt. 

12- 

28 

Leitungsumschalter .. 

11- 

29 

Mitleseeinrichtung . 

Ersatzapparate werden nicht bereitgestellt. 

11- 
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Nr. 

Gegenstand 

Monatliche Gebühr 

DM 

30 

Gleichrichterschiene 2 x 60 V/0,15—0,5 A ...... 

2,50 

31 

Entzerrender Übertrager an posteigenen Telegra- 



fenstromwegen.. 

22- 

32 

Leitungsüb er wachungseinrichtung für posteigene 



Telegrafenstromwege ... 

15,- 

33 

Schlußzeichenauswerter . 

15- 

34 

Fernschreibzeichenerkenner .. 

15,- 

35 

Paritätssicherungsgerät .. 

Zu Nr. 32 bis 35 

Ersatzapparate und Ersatzteile werden nicht 
bereitgestellt. 

Fernschreibvermittlungsanlage mit sämtlichem 
Zubehör ohne Fernschreibmaschine und Fern¬ 
schaltgeräte 

16,- 

36 

bis 2 u 5 Schienen .. 

35,— 

37 

bis zu 15 Schienen . 

56,— 

38 

bis zu 20 Schienen . 

70- 

39 

bis zu 40 Schienen. 

112,— 

40 

bis zu 60 Schienen . 

154,— 

41 

bis zu 80 Schienen . 

00 

N> 

1 

42 

bis zu 100 Schienen. 

208,— 

43 

bis zu 120 Schienen . 

234,— 

44 

bis zu 140 Schienen . 

260,— 

45 

bis zu 160 Schienen . 

286,— 

46 

zweiter oder dritter Fernschreib vermittlungs- 



schrank in Parallelschaltung je . 

28,- 

47 

Telexverteilanlage 5/5 . 

90- 

48 | 

Telexverteilanlage 8/10 . 

110,— 

49 

Rundschreibanlage 1/10 . 

35,— 

50 

Rundschreibanlage 2/10 . 

56,— 

51 

Ferngesteuerte Rundschreibanlage 1/15 . 

Zu Nr. 36 bis 51 

Ersatzanlagen werden nicht bereitgestellt. 

112,— 

52 

Rundschreibeinrichtung für Telexhaupt¬ 
anschlüsse (beim Teilnehmer erforderliche Rund¬ 
schreibeinrichtung bei Telexhauptanschlüssen nach 



1.1 Nr. 2) 

Ersatzapparate und Ersatzteile werden nicht 
bereitgestellt. 

70,- 
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Nr. 


Gegenstand 


Monatliche Gebühr 
DM 


3.3. Gebühren für überlassene Fernschreib¬ 
einrichtungen 

(§ 2 Abs. 1 der Verordnung für den Fern¬ 
schreib- und den Datexdienst) 


Hinweis 

Die Gebühren werden neben der Grundgebühr und 
den Unterhaltungsgebühren für ausnahmsweise über¬ 
lassene posteigene Femschreibeinrichtungen erhoben. 
Bei Überlassung posteigener Fern sch reib einrichtun- 
gen für einen von vornherein begrenzten Zeitraum 
werden die Gebühren für die Dauer der Überlassung, 
mindestens aber in Höhe einer Monatsgebühr er¬ 
hoben. 

1 Femschrcibmaschine einschließlich Fernschalt¬ 
gerät ... 

Für 1 .ochstreifenanbaugeräte werden keine Zu¬ 
schläge erhoben. 


132,— 


2 


3 

4 

5 

6 
7 


Lochsireifeneinzelgerät oder Handlocher . 

Fernschreib Vermittlungsanlage mit sämtlichem 
Zubehör ohne Fernschreibmaschine und Fem- 
ßchaltgeräte 

bis zu 5 Schienen ..... 

bis zu 10 Schienen... 

bis zu 15 Schienen . 

für je 5 Schienen mehr . 

zweiter oder dritter Fernschreibvermittlungs¬ 
schrank in Parallelschaltung je . 

Zu Nr. 1 bis 7 

Für Einrichtungen nach Nr. 1 bis 7 werden 
Anschließungs- oder Änderungsgebühren nach 
Abschnitt 3 der Fernmeldegebührenvorschrif¬ 
ten (Anlage 3 zur Fernmeldeordnung) erhoben; 
das gilt nicht, soweit für Einrichtungen nach 
Nr. 1 bis 7 Anschließungs-, Übernahme-, Ver- 
legungs- oder Änderungsgebühren nach Ab¬ 
schnitt 1.5 oder 3.1.2 erhoben werden. 


40,— 


94,— 
140,— 
165,— 
25,- 


66 ,— 


Gebühr 

DM 


3.4. Amtliche Verzeichnisse 

(§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 der Verordnung 
für den Fernschreib- und den Datexdienst in 
Verbindung mit § 39 der Fernmeldeordnung) 


1 Gebühren für Einträge im Amtlichen Verzeichnis 
der Telexteilnehmer und im Amtlichen Verzeich¬ 
nis der Datexteilnehmer . 


Gebühren nach Abschnitt 8.3 Nr. 1 der 
Eernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


2 


Zustellgebühr für nicht rechtzeitig abgeholte 
Amtliche Verzeichnisse. 


Gebühren nach Abschnitt 8.3 Nr. 2 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


3.5. Besondere Leistungen 


1 Gebühr bei Änderung in der Person des Teilnehmers 
und bei Namensänderung (§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 
der Verordnung für den Fernschreib- und den Datex¬ 
dienst in Verbindung mit § 14 der Fernmeldeordnung) 


1. Bei Änderungen im Namen des Teilnehmers 
ist die Gebühr auch dann zu entrichten, wenn 
der Eintrag im »Amtlichen Verzeichnis der 
Telexteilnehmer ln der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und in Berlin (West)« oder im »Amtlichen 
Verzeichnis der Datexteilnehmer in der Bundes¬ 
republik Deutschland« unverändert bleibt. 

2. Die Gebühr wird je Hauptstelle gemäß § 3 
Abs. 1 Satz 2, § 4 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 Satz 3 
und § 10 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung für den 
Fernschreib- und den Datexdienst nur einmal 
erhoben. 

3. Die Gebühr wird auch für die Änderung des 
Kennungsgebers auf Antrag des Telexteilneh¬ 
mers, jedoch nicht neben den Gebühren nach 
1.5 Nr. 1 bis 6, erhoben. 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 2 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Anschlußsperre auf Antrag des Teilnehmers 
(§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 der Verordnung für den 
Fernschreib- und den Datexdienst in Verbindung 
mit § 12 Abs. 3 der Fernmeldeordnung) 

2 Schaltgebühr je Haupt stelle gemäß § 3 Abs. 1 

Sat2 2, § 4 Abs. 1 Satz 3, Absatz 4 Satz 3 und § 10 
Abs. 1 Satz 2 der Verordnung für den Fernschreib¬ 
und den Datexdienst. 


Stundung von Fernmeldegebühren auf Antrag des 
Teilnehmers (§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 der Ver¬ 
ordnung für den Fernschreib- und den Datexdienst 
in Verbindung mit § 13 Abs. 3 der Fernmelde¬ 
ordnung) 

3 Stundungsgebühr. 


Die Stundungsgebühr wird nur für den ersten 
Stundungsantrag erhoben, nicht auch, wenn 
wegen desselben Betrags weitere Stundung be¬ 
antragt und gewährt wird. Sie wird ferner nicht 
neben der Sperrgebühr nach Nr. 4 erhoben, 
wenn der Stundung eine Sperre voraus¬ 
gegangen ist. 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 3 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 8 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Sperre von Anschlüssen (§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 
der Verordnung für den Fernschreib- und den 
Datexdienst in Verbindung mit § 20 Abs. 1 bis 3 
der Fernmeldeordnung) 


4 


Sperrgebühr je Hauptstelle gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2, 
§ 4 Abs. 1 Satz 3, Absatz 4 Satz 3 und § 10 Abs. 1 
Satz 2 der Verordnung für den Fernschreib- und 
den Datexdienst.... 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 9 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


5 


Schreibgebühr für ein Doppel oder für eine weiter¬ 
gehende Aufteilung der Fernmelderechnung (§ 6 
Abs. 2 und §11 Abs. 2 der Verordnung für den 
Fernschreib“ und den Da texdienst in Verbindung mit 
§13 Abs. 3 der Fernmeldeordnung). 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 10 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


6 


Verspätungsgebühr (§ 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 der 
Verordnung für den Fernschreib- und den Datex¬ 
dienst in Verbindung mit § 13 Abs. 3 der Fernmelde¬ 
ordnung) . 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 11 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Beobachtungen von Teilnehmeranschlüssen auf 
Antrag (§ 8 Abs. 8 und § 13 Abs. 3 der Verordnung 
für den Fernschreib- und den Datexdienst in Verbin¬ 
dung mit § 38 Abs. 3 der Fernmeldeordnung) 


7 für den ersten Tag 


8 für den zweiten und jeden weiteren Tag 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 12 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 

Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 13 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Leistungen, die mit dem Telex- und Datexdienst 
Zusammenhängen, aber nicht besonders geregelt sind 
(§ 8 Abs. 8 und § 13 Abs. 3 der Verordnung für den 
Fernschreib- und den Datexdienst in Verbindung mit 
§ 38 Abs. 3 der Fernmeldeordnung) 


9 


10 


bei Arbeitsleistungen bis zu einer halben Stunde 


darüber hinaus für jede angefangene Viertelstunde 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 14 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 

Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr.-15 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühr 

DM 


Mehrleistungen (§6 Abs. 2 und §11 Abs. 2 der 
Verordnung für den Fernschreib- und den Datex¬ 
dienst in Verbindung mit § 13 Abs. 3 der Fernmelde¬ 
ordnung) 


11 


bei ungedeckten Einziehungsaufträgen 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 16 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


12 


bei nichteingelösten Schecks oder durchgeführten 
Einziehungsauf trägen, die rückgängig gemacht 
wurden . 


Gebühren nach Abschnitt 8.4 Nr. 17 der 
Fernmeldegebührenvorschriften (Anlage 3 
zur Fernmeldeordnung) 


Herausgeber: Der Bundesminister der Justiz 

Verlag: Bundesanzeiger Verlagsges.m.b.H. — Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Im Bundesgesetzblatt Teil I werden Gesetze, Verordnungen, Anordnungen und damit im Zusammenhang stehende Bekanntmachungen veröffentlicht. 
Im Bundesgesetzblatt Teil II werden völkerrechtliche Vereinbarungen, Verträge mit der DDR und die dazu gehörenden Rechtsvorschriften und 
Bekanntmachungen sowie Zolltarifverordnungen veröffentlicht. 

Bezugsbedingungen: Laufender Bezug nur im Postabonnement. Abbestellungen müssen bis spätestens 30. 4. bzw. 31. 10. jeden Jahres 
beim Verlag vorliegen. Postanschrift für Abonnementsbestellungen sowie Bestellungen bereits erschienener Ausgaben: Bundesgesetzblatt, 
53 Bonn 1. Postfach 624, Tel. (0 22 21) 23 80 67 bis 69. 

Bezugspreis: Für Teil I und Teil II halbjährlich je 31,— DM. Einzelstücke je angefangene 16 Seiten 0,85 DM zuzüglich Versandkosten. 
Dieser Preis gilt auch für Bundesgesetzblätter, die vor dem 1. Juli 1972 ausgegeben worden sind. Lieferung gegen Voreinsendung des Betrages 
aut das Postscheckkonto Bundesgesetzblatt Köln 3 99-509 oder gegen Vorausiechnung. 

Preis dieser Ausgabe: 2,80 DM (2,55 DM zuzüglich —.25 DM Versandkosten); bei Lieferung gegen Vorausrechnung 3,10 DM. Im Bezugs¬ 
preis ist die Mehrwertsteuer enthalten; der angewandte Steuersatz betragt 5,5 ®/o. 









